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Angesichts höherer Kosten für Geringverdienende fordert SoVD gerechten Sozialausgleich

Sparhaushalt zulasten Ärmerer
Nach langen Diskussionen 

einigte sich die Bundesregie-
rung Ende vergangenen Jahres 
auf einen neuen Haushalt. Der  
bringt vor allem höhere Kosten 
– unter anderem beim Heizen 
und Tanken. Das trifft Menschen 
mit niedrigem Einkommen be-
sonders hart. Ohne Sozialaus-
gleich können sie die weiter 
steigenden Preise schon jetzt 
kaum abfedern. Enttäuscht von 
dem Kompromiss der Koalition 
zeigte sich daher der SoVD. Die 
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier bekräftigte das Ein-
treten des Verbandes für einen 
fortschrittlichen Sozialstaat. 
Hierbei dürften auch höhere 
Steuern für Wohlhabende kein 
Tabu sein.

Eine Entscheidung des Bun-
desverfassungsgerichtes brach-
te die Ampelkoalition Mitte 
November in Bedrängnis. Dem 
Urteil des höchsten deutschen 
Gerichtes zufolge darf sich der 
Bund Notlagenkredite nicht für 
spätere Jahre auf Vorrat zurück-
legen. Das aber hatte die Bun-
desregierung zur Finanzierung 
der Energiepreisbremse und 
der Fluthilfe im Ahrtal getan. 
Unter Hochdruck musste sie 
daher einen Nachtragshaushalt 
für 2023 sowie einen neuen 
Haushalt für 2024 beschließen. 
Angesichts vieler entgegenge-
setzter Auffassungen der mit-
einander regierenden Parteien 
gestaltete ebendas sich jedoch 
schwierig.

Während die FDP zusätzliche 
Kredite und ein erneutes Aus-
setzen der Schuldenbremse 
ablehnte, forderten die Grünen 
einen Abbau klimaschädlicher 
Subventionen. Die Meinungs-
verschiedenheiten gingen so 
weit, dass sich Bundeskanz-
ler Olaf Scholz (SPD) genötigt 
sah, klarzustellen, dass es kei-
nen Abbau des Sozialstaates in 
Deutschland geben werde. 

Höheres Bürgergeld 
kam zum Jahresbeginn

Während der Verhandlungen 
hatte der SoVD immer wieder 
vor Kürzungen im Sozialbereich 
gewarnt. Diese blieben nun 
weitgehend aus. So wurde etwa 
das Bürgergeld wie vorgesehen 

zum Jahreswechsel erhöht, und 
auch die Kindergrundsicherung 
soll 2025 an den Start gehen. In 
einer ersten Reaktion begrüßte 
das die Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier. Aller-
dings, so Engelmeier, hätte sie 
sich einen Haushalt gewünscht, 
der Fortschritt auch tatsächlich 
möglich macht. Konkret nannte 
sie das Aussetzen der Schul-
denbremse und höhere Steuern 
für Wohlhabende. Stattdessen 
gingen die Beschlüsse zulasten 
der Verbraucher*innen und des 
Klimaschutzes.

Auf eine spürbare Mehrbelas-
tung müssen sich die Menschen 
bei den Energiekosten einstel-
len. Die Koalition will den CO₂-

Im Kanzleramt einigten sich die Koalitionsspitzen zum Bundeshaushalt 2024. Der Beschluss muss noch den Bundestag passieren.
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Preis beim Tanken und Heizen 
mit fossilen Energien anheben. 
Dieser steigt von zuletzt 30 
Euro pro Tonne zum 1. Januar 
2024 auf 45 Euro. Die damit 
erzielten Einnahmen fließen in 
den sogenannten Klima- und 
Transformationsfonds, aus dem 
unter anderem Projekte für den 
Klimaschutz finanziert werden.

Ende der Preisbremsen 
für Strom und Gas

Teurer werden somit neben 
Benzin und Diesel fürs Autofah-
ren auch Öl und Gas zum Heizen. 
Eine Familie mit einem Heizbe-
darf von 20.000 Kilowattstun-
den muss nach Berechnungen 
des Vergleichsportals Verivox 
mit jährlichen Mehrkosten von 
78 Euro beim Gas und 96 Euro 
bei einer Ölheizung rechnen.

Durch den Wegfall eines ur-
sprünglich geplanten Bundes-
zuschusses zu den Entgelten 
für das Stromnetz steigen auch 
die Preise für Strom. Während 
die Koalition nach ihrem Kom-
promiss zum Haushalt an der 
geplanten Senkung der Strom-
steuer für das produzierende 
Gewerbe festhält, ließ sie die 

staatlichen Gas- und Strom-
preisbremsen zum Jahreswech-
sel auslaufen.

Förderung für den Kauf
von Elektroautos beendet

Wer plant, sich ein E-Auto 
anzuschaffen, erhält hierfür 
künftig keine staatliche Um-
weltprämie mehr. Die Mög-
lichkeit, einen entsprechenden 
Zuschuss zu beantragen, lief 
kurzfristig am 17. Dezember 
2023 aus. Zuvor gestellte An-
träge werden noch bearbeitet.

Teurer werden zudem Plastik-
produkte. Auf diese erhebt die 
Europäische Union (EU) eine 
Abgabe, die bisher aus Steuern 
bezahlt wurde. Jetzt stehen die 
Unternehmen hierfür selbst in 
der Pflicht, können entspre-
chende Kosten jedoch an die 
Verbraucher*innen weitergeben.

Keine Subventionen mehr 
in der Landwirtschaft

Die Steuerbefreiung beim 
Flugbenzin stieß bei Umwelt-
verbänden seit Langem auf 
Unverständnis. Nun hat die 
Bundesregierung angekündigt, 
Kerosin zumindest im natio-
nalen Luftverkehr zukünftig zu 

besteuern. Dadurch könnten 
innerdeutsche Flüge teurer 
werden.

Auch im Bereich der Land-
wirtschaft setzt die Koalition 
den Rotstift an. Hier erhielten 
Betriebe bisher einen Teil der 
für ihren Kraftstoffverbrauch 
gezahlten Energiesteuer („Ag-
rardiesel“) auf Antrag zurück. 
Land- und forstwirtschaftliche 
Fahrzeuge waren zudem von 
der Kfz-Steuer befreit. Mit die-
sen Vergünstigungen soll nun 
Schluss sein.

SoVD schlägt Schritte 
aus der Krise vor

Der Abbau klimaschädlicher 
Subventionen ist aus Sicht des 
SoVD der richtige Weg. Denn 
von diesem Geld profitieren 
vor allem einkommensstarke 
Haushalte. An insgesamt zwölf 
Punkten machte der Verband 
deutlich, wie sich diese und an-
dere Verteilungsfragen sozial 
gerecht lösen lassen. 

So ist der SoVD unter ande-
rem dafür, die Schuldenbremse 
zu reformieren und krisenbe-
dingte Zufallsgewinne bei Un-
ternehmen abzuschöpfen. Eine 
Vermögenssteuer und ein hö-

herer Spitzensteuersatz könn-
ten dafür sorgen, dass sich die 
Schere zwischen Arm und Reich 
nicht immer weiter öffnet.

Für den Verband steht zudem 
fest, dass der Staat Menschen 
mit niedrigen Einkommen vor 
Energiearmut schützen muss. 
Eine gezielte Unterstützung 
wäre das im Koalitionsvertrag 
vorgesehene Klimageld, mit 
dem sich höhere Belastungen 
durch Maßnahmen zum Klima-
schutz sozial abfedern lassen.

Unter der Überschrift „12 
Schritte aus der Krise“ forderte 
der SoVD alle demokratischen 
Parteien dazu auf, gegen die 
weitere Spaltung der Gesell-
schaft vorzugehen und sich ge-
meinsam für eine Gesellschaft 
einzusetzen, die alle Menschen 
im Blick behält. 

Die kompletten Forderun-
gen des SoVD für ein gerechtes 
und soziales 2024 finden Sie ab  
Januar unter: www.sovd.de. jos

Sparhaushalt zulasten ärmerer Menschen
Angesichts höherer Kosten für Geringverdienende fordert der SoVD einen gerechten Sozialausgleich

An vielen Stellen setzte die Regierung den Rotstift an. Ohne staat-
liche Hilfen werden dies viele Menschen spüren.

Sollen Organe nach dem Tod eines Menschen das Leben anderer 
retten, müssen Betroffene oder Angehörige dem zuvor zustimmen.
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Zu hohe Hürden bei Organspende
Seit Jahren ist die Zahl der Organspenden in Deutschland zu niedrig. Die Bundesländer dringen daher 

auf eine grundlegende Änderung der rechtlichen Regeln. Im Bundesrat forderten sie ein Gesetz, nach 
dem die Entnahme von Organen auch ohne die Zustimmung der Betroffenen erlaubt ist.

Ende vergangenen Jahres ver-
abschiedete die Ländervertre-
tung einen Antrag, in dem sie 
die Bundesregierung dazu auf-
fordert, die sogenannte Wider-
spruchslösung in das Transplan-
tationsgesetz aufzunehmen. Ein 
erster Anlauf hierzu war 2020 im 
Bundestag gescheitert. 

Damals beschloss das Parla-
ment  eine Regelung, wonach 
Organspenden nur mit aus-

drücklicher Zustimmung erlaubt 
bleiben. Anhand einer stärkeren 
Aufklärung sollten mehr Men-
schen dazu bewegt werden, 
über eine Spende nach ihrem 
Tod nachzudenken. Diese Hoff-
nung erfüllte sich jedoch nicht: 
Trotz Informationskampagnen 
hat bisher nur rund ein Drittel 
der Bevölkerung eine selbstbe-
stimmte Entscheidung über eine 
Spende getroffen und in einem 

Ausweis festgehalten. In der 
Praxis liegt bei weniger als 20 
Prozent der Fälle, in denen die 
Entnahme eines Organs möglich 
wäre, ein schriftlich dokumen-
tierter Wille vor. 

Auf dieses Problem weist 
auch der Bundesrat in seiner 
Entschließung hin: „In der ganz 
überwiegenden Zahl der Fäl-
le müssen die Angehörigen 
entscheiden, die häufig in der 
akuten Situation des Todes von 
nahen Angehörigen mit der Ent-
scheidungslast überfordert sind 
und dann ablehnend oder gar 
nicht entscheiden.“ Die Länder 
fordern daher ein Verfahren, bei 
dem grundsätzlich jeder Mensch 
als Organspender gilt – es sei 
denn, die betreffende Person 
hat zu Lebzeiten widersprochen 
oder Angehörige tun dies nach 
deren Tod. 

Der Bundesrat wies darauf 
hin, dass in Deutschland zuletzt 
insgesamt 8.505 Patient*innen 
auf eine Organspende war-
teten. Dem entgegen stand 
jedoch die Zahl von gerade 
einmal 2.662 zur Verfügung 
stehenden Organen. jos / dpa

Bundesrat will Entnahme ohne vorherige Zustimmung möglich machen

Überschreitet ihr zu versteuerndes Einkommen den jährlichen 
Grundfreibetrag, kommen auch Rentner*innen um eine Steuerer-
klärung nicht herum. Für das Jahr 2023 beträgt der Freibetrag bei 
Alleinstehenden 10.908 Euro und bei Verheirateten 21.816 Euro. 
Immerhin müssen sie die Zahlen zur gesetzlichen Rente nicht 
mehr von Hand eintragen, da das Finanzamt diese automatisch 
erhält. Anders sieht es aus, wenn Steuerpflichtige ein Computer-

programm nutzen, in das sie 
ihre Daten selbst eingeben. 

Für diesen Fall stellt die 
Rentenversicherung mit der 
„Information über die Meldung 
an die Finanzverwaltung“ eine 
kostenlose Bescheinigung zur 
Verfügung. Einmal beantragt, 
kommt die Bescheinigung 
dann in den folgenden Jahren 
ganz automatisch bis Ende Fe-
bruar in den heimischen Brief-
kasten. Beim ersten Mal aller-
dings muss sie zunächst unter 
Angabe der persönlichen Ren-
tenversicherungsnummer über 
das Kundenportal oder den 
Online-Service der Rentenver-
sicherung angefordert werden. 
Gehen Sie hierfür im Internet 
auf die Seite: www.deutsche-
rentenversicherung.de. jos

Angaben zur Rente bei 
der Steuererklärung

Daten gehen automatisch ans Finanzamt

Wer eine Rente bezieht, muss unter bestimmten Umständen eine 
Steuererklärung abgeben. Die Daten hierfür schickt die Deutsche 
Rentenversicherung direkt an das Finanzamt. Eine Bescheinigung 
hierüber gibt es auf Wunsch aber auch per Post.

Liegen dem Finanzamt Daten 
schon vor, dann spart das viel 
Zeit und Mühe.

Foto: Robert Kneschke / Adobe Stock
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Anzeige

www.sovd.de/sovd-superhelden

Diese großartigen Initiativen bringen Menschen zusammen – anhand von Gesprächen in der Straßenbahn ebenso wie durch die gemeinsame Arbeit im Reparaturcafé.
Fotos: Sandra Spindler / metro polis e. V.; Lauren Victoria Mc Kown / lernen.leipzig e. V.

Zum Internationalen Tag des 
Ehrenamtes am 5. Dezember 
stehen die Menschen im Mittel-
punkt, die sich für andere enga-
gieren. Mit dem Deutschen En-
gagementpreis würdigten aus 
diesem Anlass zahlreiche Per-
sönlichkeiten aus Politik und 
Zivilgesellschaft ebendiesen 
Einsatz. Ihr Dank und ihre Aner-
kennung galten dabei nicht nur 
den Preisträger*innen, sondern 
dem Ehrenamt insgesamt. 

In der Straßenbahn: 
einfach miteinander reden 

In der Kategorie „Zusammen-
halt leben“ erhielt mit „metro 
polis e. V.“ ein Gesprächsprojekt 
aus Dresden den Deutschen En-
gagementpreis. Dessen Team 
moderiert Gespräche in der 
Straßenbahn und ermöglicht es 
den Fahrgästen dadurch,  kon-
struktiv über gesellschaftliche 
Kontroversen zu diskutieren. An-
hand einer einfachen Idee zeigt 
die Initiative einen möglichen 
Ausweg aus gesellschaftlicher 
Spaltung und Sprachlosigkeit 
im Alltag auf.

Nicht verschwenden, 
lieber wiederverwenden 

Im „Café kaputt“ helfen Eh-
renamtliche bei der Instand-
setzung von Alltagsgegenstän-
den. Repariert wird alles – vom 
Toaster über den Liegestuhl bis 
zur gerissenen Jeans. Neben 
Sprachmittler*innen machen 
auch rollstuhlgeeignete Räume 
eine inklusive Nutzung möglich. 
Das Reparaturcafé des Vereins 
„leben.lernen.leipzig“ setzt sich 
zudem für Umweltbildungsar-
beit ein. Den Engagementpreis 
gab es in der Kategorie „Grenzen 
überwinden“.

Wer es früh lernt, geht 
später nicht so schnell unter

Das Deutsche Rote Kreuz in 
Mecklenburg-Vorpommern setzt 
sich seit 2010 dafür ein, dass Kin-
der so früh wie möglich schwim-
men lernen. Die Initiative „Rette 
sich wer‘s kann – Schwimmen 

lernen im Kindergarten“ wurde 
hierfür in der Kategorie „Leben 
bewahren“ ausgezeichnet. Das 
Besondere: Die Beschäftigten 
der jeweiligen Kita werden zeit-
gleich zu Schwimmlehrer*innen 
ausgebildet und können dann 
die nächsten Kurse selbst durch-
führen. Dadurch hat das Projekt 
einen nachhaltigen Effekt.  

Die Gesundheit Jugendlicher
mit Köpfchen verbessern

In der Kategorie „Chancen 
schaffen“ überzeugte der Verein 
„Kopfsachen“. Dort beschäfti-
gen sich junge psychologische 
Fachkräfte mit der Förderung 
mentaler Gesundheit. Sie brin-
gen das Thema an Schulen und 
somit in die Lebenswelt von 
Jugendlichen ein. In Workshops 
vermittelt das Team von „Kopf-
sachen“ die nötigen Grundlagen 
an Schüler*innen und Lehrkräf-
te gleichermaßen. An den drei 
Standorten Berlin, Hamburg und 
Köln konnten von dieser ganz-
heitlichen Unterstützung mitt-
lerweile über 11.000 Jugendli-
che profitieren.

Beherztes Eintreten 
für Vielfalt und gegen Hass

Die Aufmärsche einer rechts-
extremen Gruppierung in ihrem 
Ortsteil wollten sie nicht hin-
nehmen. Daher fanden sich Ein-
zelpersonen sowie Mitglieder 
von Verbänden, Parteien, Kir-
chen und Initiativen zusammen 
und gingen selbst auf die Straße. 
Dort treten sie seither mit Auf-
klärung für Toleranz ein. In der 
Kategorie „Demokratie stärken“ 
erhielt das Bürgerbündnis „Mut 
machen – Steele bleibt bunt“ 
aus Essen hierfür den Deutschen 
Engagementpreis.

Am 5. Dezember vergangenen Jahres wurde in Berlin der Deutsche Engagementpreis verliehen. 
Diese bedeutende Auszeichnung für bürgerschaftliches Engagement ging an Menschen, die sich in 
herausragender Weise für die Gesellschaft einsetzen. Die Kategorien der Preise lauteten unter an-
derem „Demokratie stärken“, „Grenzen überwinden“ oder „Zusammenhalt leben“. Einige der geehrten 
Projekte stellen wir an dieser Stelle vor.

Danke, dass ihr unseren Alltag besser macht!
Zum Tag des Ehrenamtes wurden verschiedene Projekte mit dem Deutschen Engagementpreis ausgezeichnet

Das Team vom Bürgerbündnis „Mut machen - Steele bleibt bunt“ 
mit Bundesministerin Lisa Paus (3. v. li., Bündnis 90 / Die Grünen).

Foto: David Ausserhofer

Seit über 100 Jahren wird der 
SoVD getragen von dem frei-
willigen Engagement seiner 
Mitglieder. Bundesweit sind sie 
das Rückgrat in den Orts- und 
Kreisverbänden. Mit der Aktion 
„SoVD-Superheld*in“ sucht der 
Verband nun Personen, die sich 
ehrenamtlich in besonderer 
Weise verdient gemacht haben. 
Weitere Informationen finden Sie 
im Internet unter: www.sovd.de/
sovd-superhelden.

Info
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Pflegedienste unter Stress
Knappe Zeit, volle Straßen, steigender Bedarf: In der ambulanten Pflege herrscht hoher Druck. Mit 

einem Bündel von Reformschritten will die Pflegebevollmächtigte der Bundesregierung, Claudia Moll 
(SPD), die angespannte Lage in der ambulanten Altenpflege verbessern.

Sie weiß, wovon sie spricht. 
Denn bis zu ihrer Wahl in den 
Deutschen Bundestag arbeitete 
Claudia Moll selbst als Alten-
pflegerin. Mit ihrem im Dezem-
ber veröffentlichten Zwölf-
Punkte-Plan will sie daher vor 
allem den Alltag ambulanter 
Pflegekräfte erleichtern.

„Wir werden nie wieder so 
viele Pflegekräfte haben wie 
jetzt, aber sicher mehr Men-
schen mit Pflegebedarf“, sagt 
die SPD-Politikerin. Angesichts 
der erwarteten Zunahme an 
Pflegebedürftigen brauche es 
ein unmittelbar wirksames Ver-
fahren zur Stärkung der ambu-
lanten Pflege. Eine von Claudia 
Molls Forderungen lautet da-
her: „Wir brauchen einheitliche 
Sonderparkrechte für Pflege-
dienste.“ Denn offensichtlich 
lehnen einige Dienste heute 
bereits Anfragen ab, wenn die 
pflegebedürftige Person in ei-
ner Region wohnt, in der man 
nicht gut parken kann. 

Darüber hinaus kann sich die 
Pflegebeauftragte gut vorstel-
len, dass ambulante Anbieter 
künftig Entlastung durch eine 
KI-gestützte Planung ihrer Tou-
ren bekommen.

Angehörige sollen nach den 
Vorstellungen Molls künftig 
zudem verstärkt an die Hand 
genommen werden. „Wer Pfle-
geberatung im Internet sucht, 
bekommt über fünf Millionen 
Treffer“, so die Politikerin. Men-
schen, die sich an ihre Pflege-
kasse oder an einen Pflege-
stützpunkt wenden, sollten vor 

diesem Hintergrund nicht ein-
fach nur noch mehr Informatio-
nen erhalten. Vielmehr müssten 
diese Einrichtungen laut Moll 

Kompetenzen aufbauen, um 
auch die Fallsteuerung ganz-
heitlich zu übernehmen – also 
weg von der reinen Beratung, 
hin zum „Kümmerer“.

Pflegende Angehörige und 
Betroffene, die Leistungen be-
antragt haben, sollten zudem 
nicht mehr an langen und kom-
plizierten Verfahren scheitern. 
„Sie brauchen auch bessere Ver-
braucherrechte, wie die Geneh-
migungsfiktion bei Anträgen, 
die bei den Pflegekassen länger 
als drei Wochen liegen“, so Moll. 
Die Anträge würden dann nach 
Ablauf dieser Frist automatisch 
als bewilligt gelten.

Moll setzt sich zudem für eine 
schnellere Spezialisierung in 
der Pflege ein. Sie erklärt: „Wir 
müssen uns von der Vorstellung 
lösen, dass die Fachkraft, weil 
sie so umfassend qualifiziert 
ist, am besten auch alles selber 
macht.“ Häufig seien Assistenz- 
und Hilfskräfte für bestimmte 
Bereiche ebenfalls gut qualifi-
ziert. jos / dpa

Pflegebevollmächtigte Claudia Moll kämpft mit Zwölf-Punkte-Plan für Reformen

In der ambulanten Pflege geht es um Nähe und Zuwendung. Genau 
das aber lassen die Arbeitsbedingungen immer seltener zu.

Foto: Peter Maszlen / Adobe Stock

Die Idee zum Tag der Nachbarn 
ist einfach: An einem festgeleg-
ten Tag im Jahr treffen sich Men-
schen in ihrer Nachbarschaft 
– unabhängig von Herkunft, Ein-
kommen, Alter, sozialer Schicht 
oder religiöser Zugehörigkeit – 
zu einem Nachbarschaftsfest. Es 
geht um Austausch und Dialog 
und darum, der Spaltung unse-
rer Gesellschaft etwas entgegen-
zusetzen. Das kann ein Picknick, 
eine Müllsammelaktion im Park 
oder ein gemeinsamer Spaziergang durch das Viertel sein. 

Suchen Sie weitere Informationen oder wollen Sie vielleicht eine 
eigene Aktion anmelden? Dann besuchen Sie einfach die Internetseite 
www.tagdernachbarn.de!

Tag der Nachbarn
Stiftung will Gemeinschaft in Wohnvierteln stärken 

Der Tag der Nachbarn ist eine jährliche Initiative der Stiftung 
nebenan.de zur Stärkung des nachbarschaftlichen Miteinanders. 
Wer sich mit eigenen Aktionen am 31. Mai beteiligen möchte, kann 
diese bereits jetzt anmelden.

Immer wieder hatte der SoVD neben anderen Organisationen 
eine grundlegende Reform der UPD gefordert und auf einen Neu-
start hingewirkt. Dabei ging es in erster Linie um deren Unabhän-
gigkeit von wirtschaftlichen Interessen. Als eine starke Stimme 
kann nun auch der SoVD Mitglieder in den Stiftungsrat der „neuen“ 
UPD-Stiftung entsenden.

Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier blieb dennoch bei 
ihrer grundlegenden Kritik an dem Modell. Der große Einfluss der 
Krankenkassen stelle die Unabhängigkeit der UPD infrage. Engel-
meier sagte, viele Menschen wendeten sich gerade deshalb an 
die UPD, weil sie Auseinandersetzungen mit ihrer Krankenkasse 
hätten. Wann die UPD ihre Beratung wieder aufnimmt, steht noch 
nicht fest. SoVD-Mitgliedern steht weiterhin auch die Sozialrechts-
beratung des Verbandes zur Verfügung. jos

UPD jetzt als Stiftung
SoVD sieht Ausgestaltung weiterhin kritisch

Der SoVD begrüßt die offizielle Anerkennung der Unabhängigen 
Patientenberatung (UPD) als Stiftung. Weiterhin mit Sorge sieht 
der Verband jedoch die Einflussmöglichkeiten der Krankenkassen 
im Stiftungsrat.

Claudia Moll
Foto: Holger Gross

CDU /  CSU-Fraktionsvize 
Hermann Gröhe, MdB, traf 
SoVD-Vorstandsvorsitzende Mi-
chaela Engelmeier und SoVD-
Pressesprecher Peter Zernechel 
zum Gespräch im Bundestag. 
Der frühere Bundesgesund-
heitsminister gehörte der von 
der Regierung eingesetzten 
Rentenkommission „Verlässli-
cher Generationenvertrag“ an. 

Anlass war Engelmeiers 
Schreiben vom Herbst an alle 
Vorsitzenden der demokrati-
schen Fraktionen im Bundes-
tag. Darin forderte der SoVD, 

Die SoVD-Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier sprach mit 
Hermann Gröhe, MdB (CDU), einem der stellvertretenden Vorsit-
zenden der Bundestagsfraktion der Unionsparteien. Neben Grund-
sicherung und anderen Themen ging es vor allem um die SoVD-For-
derung, auch an Rentner*innen einen Inflationsausgleich zu zah-
len. Diesen erhielten bisher nur Berufstätige und Pensionär*innen.

Foto: SoVD

dass auch Rentner*innen einen 
Inflationsausgleich erhalten. 

Bisher gab es Sonderzahlun-
gen nur für Angestellte, teils für 
Studierende, Praktikant*innen 
und Fachschüler*innen sowie 
zuletzt Bundesbeamt*innen – 
und durch deren angepasste Be-
soldung und Versorgung auch 
für Pensionär*innen. Das emp-
finden Rentner*innen als unge-
recht. Auch sie kämpfen mit hö-
heren Preisen und oft zugleich 
mit kleinen Renten. Die Inflation 
trifft sie besonders hart. 

Gröhe erklärte, das wirke nur 
wie eine Ungleichbehandlung. 
Das separate Versorgungssys-
tem für Bundesbeamt*innen 
– mit der Gültigkeit von Tarif-
vereinbarungen auch im Ruhe-
stand – sei Teil des „Gesamtpa-
ketes“ öffentlicher Dienst. Da 

Berufstätige in der freien Wirt-
schaft mehr verdienen könnten, 
sei die gute Pension im Alter ein 
Ausgleich und für viele erst das 
Argument für den Staatsdienst.

Auch Allgemeines zur Rente 
wurde diskutiert; etwa die SoVD-
Forderung, das Niveau nicht nur 
bei 48 Prozent zu sichern, son-
dern auf 53 anzuheben. 

Weitere Themen waren die 
Schuldenbremse, Grundsiche-
rung und Bürgergeld, die Kin-
dergrundsicherung, mehr Ki-
taplätze, Ganztagsschulen und 
die Bedeutung von Sport im 
Rahmen des Teilhabepaketes. 

Neben Sozialem ging es auch 
um die politische Lage. Zum 
Krieg im Nahen Osten lobte der 
Unionspolitiker Engelmeiers 
Einsatz für die Freilassung der 
von der Hamas Verschleppten.

SoVD im Gespräch

Union über 
Rente, Inflation 
und mehr
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Um Teilhabe von Menschen 
mit Behinderungen ging es 
auch bei der Konferenz „Europa 
für Alle: Auf dem Weg zu Inklu-
sion und Chancengleichheit“ 
in Leipzig im Dezember. Dazu 
hatten Dr. Katarina Barley, Vi-
zepräsidentin des Europaparla-
ments, und die Europa-SPD vie-
le Politiker*innen, Bürger*innen 
und Expert*innen eingeladen, 
darunter den SoVD. 

Vorstandsvorsitzende Micha-
ela Engelmeier, begleitet von 
Referentin Anieke Fimmen, war 
Teil der Podiumsdiskussion „Eu-

Visionen für 
ein Europa für 
alle diskutiert

Bündnis für 
die junge 
Generation

ropa inklusiv – unsere Vision“. 
Diese ging der Frage nach, wie 
Europa Barrieren abbauen, Viel-
falt fördern und den Wandel zur 
Inklusion gestalten kann.  Zu-
dem gab es Arbeitsgruppen zu 
gleichen Chancen, Arbeitswelt 
und Möglichkeiten in Europa. 
Thema war auch der neue Eu-
ropäische Behindertenausweis.

für Familie, Senioren, Frauen 
und Jugend (Bündnis 90 / Die 
Grünen). Zum Jahrestreffen in 
Berlin Ende 2023 waren SoVD- 
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier und Bundesjugend-
vorsitzender Sebastian Freese 
eingeladen. Sie tauschten sich 
darüber aus, wie man jugendpo-
litisch mehr bewirken könnte – 
etwa mit Susanna Karawanskij, 
Präsidentin der Volkssolidarität. 

Vorträge und Foren widmeten 
sich dem Aufwachsen in Krisen-
zeiten: ob Klima, Krieg, Inflation, 
Fachkräftemangel, Pandemie-
folgen, psychische Gesundheit 
oder bei Gleichberechtigung 
und Teilhabe. „Vergesst Kinder 
und Jugendliche mit und ohne 
Behinderungen in der aktuellen 
Krise nicht! Sie sind derzeit be-
sonders belastet“, so Engelmeier. 

Der SoVD unterstützt das 
Bündnis für die junge Gene-
ration, gegründet 2022 von 
Lisa Paus, Bundesministerin 

SoVD im Gespräch

SoVD-Bundesjugendvorsitzender Sebastian Freese besuchte mit 
der Vorstandsvorsitzenden Michaela Engelmeier das Jahrestreffen 
des Bündnisses für die junge Generation zum Thema: „Aufwachsen 
in Krisenzeiten“. Das Bündnis sei „wichtig, um jungen Menschen 
Stimme und Gehör zu verschaffen“, so Freese. Inzwischen hat es rund 
200 Unterstützer*innen aus Wissenschaft, Kultur und Gesellschaft.

___Was ergab die Prüfung, 
setzt Deutschland die BRK um?

Es war zu erwarten, dass die 
Bundesregierung Kritik kriegen 
würde. Aber wir als Zivilorganisa-
tion fanden die Klatsche noch viel 
heftiger als gedacht. Erstaunlich, 
wie interessiert die Leute in Genf 
waren und wie gut sie nachgefragt 
haben! Die haben die Regierung 
nicht mit Ausreden davonkommen 
lassen, das hat nicht funktioniert.

Ein Hauptkritikpunkt war die 
immer noch große Segregation – 
in Schule, Arbeit und Freizeit. Hier 
werden sogar mehr Förderschu-
len gebaut. Ein eindrücklicher 
Satz kam aus der Schweiz: „Ihr 
müsst in Deutschland aufpassen, 
dass ihr nicht einfach schleichend 
eine Umdefinition von Inklusion 
vornehmt, wenn ihr zum Beispiel 
sagt, dass Förderschulen Teil des 
normalen Schulsystems sind.“ 

Dann die Werkstätten für Men-
schen mit Behinderungen. Da 
leben sie schön ausgesondert in 
einer anderen Welt und keiner 
kriegt mit, dass es sie gibt. Diese 
Kritik war zu erwarten. Auch von 
uns war das ein großer Punkt in 
unserem Statement zu Beginn. 

Und großes Thema war, dass die 
Arbeitslosenquote von Menschen 
mit Behinderungen viel höher ist 
und sie länger arbeitslos sind als 
Menschen ohne Behinderungen.

___Also vor allem bei Schule 
und Arbeitswelt steht Deutsch-

land im Vergleich schlecht da?
Entwicklungsländer werden ja 

anders geprüft als wir als Indus-
triestaat. Aber was die Weiterent-
wicklung angeht, sind wir gerügt 
worden, dass wir viel mehr sta-
gnieren als andere. Österreich 
wurde oft als positives Beispiel 
genannt oder England, Skandi-
navien. Wir haben die Arroganz: 
„Ach, bei uns ist doch schon alles 
okay, wir müssen nix machen.“ 

___Was ist der größte Wider-
spruch zu den Vorgaben der UN 
und muss sich sofort ändern?

De-Institutionalisierung, also 
man muss die Sonderwelten ab-
schaffen. Menschen mit Behinde-
rungen sind in einer besonderen 
Kita, einer besonderen Schule, 
wohnen in Einrichtungen, arbei-
ten in WfbMs. Sie müssen sichtbar 
werden und zur normalen Gesell-
schaft dazugehören. Auch beim 
Wohnen muss viel passieren. 

Und: Gewaltschutz! Menschen 
mit Behinderungen sind beson-
ders häufig Gewalt ausgesetzt. Da 
muss Deutschland unbedingt ran.

___Was sind sonst noch kon-
krete Probleme im Alltag? 

Vieles ist nicht barrierefrei. 
Menschen können nicht richtig 
an der Gesellschaft teilnehmen, 
wenn sie wo nicht hinkommen, 
Mobilität sowie digitale Ange-
bote nicht barrierefrei sind. Das 
berichten auch unsere Mitglieder.

Und die medizinische Versor-
gung ist desolat. Von wegen freie 
Arztwahl! Die haben Menschen 
mit Behinderungen nicht, weil sie 
nicht in Praxen reinkommen. Das 
ist schlimm, weil gerade sie auf 
gute Versorgung angewiesen sind.

___Sie sitzen selbst im Roll-
stuhl. Was ärgert Sie persönlich?

Die Grundeinstellung, dass 
Menschen mit Behinderungen so 
defizitär betrachtet werden: „Was 
kannst du alles nicht?“ – Schade, 
dass man nicht einen positiveren 
Blick hat. Das habe ich zum Bei-
spiel in den USA erlebt, wo ich 
mehrere Jahre gelebt habe. 

Zudem die bauliche Barriere-
freiheit. Das wurde auch in Genf 
gesagt: Wenn Gebäude nicht bar-
rierefrei sind, dann kannst du noch 
so gut sein für einen Job. Wenn 
du nicht ins Bürohaus kommst, 
nimmt dich der Arbeitgeber nicht. 

 Interview: Eva Lebenheim

„Die Sonderwelten abschaffen“
Der SoVD fordert mehr Engagement für eine inklusive Gesellschaft. Die Vereinten Nationen (United 

Nations, UN) haben die Inklusion mit ihrer Behindertenrechtskonvention (BRK) seit 2009 zur Pflicht 
gemacht. Realität ist sie in Deutschland nicht: Das ergab die UN-Staatenprüfung in Genf, der sich 
die Bundesregierung im August 2023 zum zweiten Mal stellen musste. Das Zeugnis fiel mäßig aus. 
Anieke Fimmen, behindertenpolitische Referentin des SoVD, war dabei. Sie erklärt, woran es hapert. 

Interview

Anieke Fimmen

An der Welttagsveranstaltung in Berlin nahmen auch Michae-
la Engelmeier, SoVD-Vorstandsvorsitzende und Mitglied im DBR-
Sprecher*innenrat, sowie SoVD-Referentin Anieke Fimmen teil. 
Fimmen war vor Ort gewesen, als die Vereinten Nationen prüften, 
wie ihre Mitgliedstaaten die Behindertenrechtskonvention umset-
zen. Davon berichtete sie plastisch auf dem Podium. 

Der DBR hatte im Vorfeld der Staatenprüfung den Parallelbericht 
der Zivilgesellschaft koordiniert, die Redaktionsgruppe geleitet 
und dann die Delegation in Genf angeführt. 

Engelmeier sagte zum Welttag: „Deutschland und die ganze Welt 
stehen gerade vor großen Herausforderungen, die in ihrer Kom-
plexität und Häufung so nicht zu erwarten waren. Als Gesellschaft 
müssen wir zusammenrücken, für eine offene, demokratische Ge-
sellschaft einstehen und gemeinsame Lösungen finden. Der 3. De-
zember muss trotz alledem daran erinnern, dass wir das Ziel einer 
inklusiven Gesellschaft nicht aus den Augen verlieren dürfen!“ 

Zudem wurde der Staffelstab für den DBR-Vorsitz weitergereicht. 
Für 2024 übergab ihn Sigrid Arnade von Weibernetz e. V. an Verena 
Bentele vom VdK. Alle vier Jahre übernimmt der SoVD.  ele

Inklusion als Aufgabe für 
die ganze Gesellschaft

Deutscher Behindertenrat: Veranstaltung zum Welttag

„Deutschland wurde geprüft: UN-Behindertenrechtskonvention 
jetzt umsetzen!“, forderte der SoVD mit den anderen Verbänden 
im Deutschen Behindertenrat (DBR) zum Internationalen Tag der 
Menschen mit Behinderungen. Deren Belange rückt der 3. Dezem-
ber seit 1993 ins Bewusstsein. Der SoVD sieht den Tag als Weckruf.

Austausch zum Welttag, v. li.: SoVD-Vorstandsvorsitzende und DBR-
Sprecher*innenratsmitglied Michaela Engelmeier, Staatssekretär 
Dr. Rolf Schmachtenberg und SoVD-Referentin Anieke Fimmen.
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Am 8. Januar begeht Matthias 
Herter seinen 60. Geburtstag. 
Der Geschäftsführer der mera-
vis Immobiliengruppe studierte 
in Hannover Wirtschaftswissen-
schaften und trat dem SoVD be-
reits vor 20 Jahren bei. Herter ist 
begeisterter Triathlet und sitzt 
zudem im Vorstand der Reichs-
bund Stiftung, die verschiedene 
soziale Projekte fördert.

Personalien

Aufgrund gesellschaftlicher Veränderungen fühlen sich viele ältere 
Menschen in ihrem Alltag nicht mehr ausreichend sicher.

Ablehnende Bescheide sind ärgerlich, doch Widersprüche bringen 
oftmals Erfolg – vorausgesetzt, sie erfolgen rechtzeitig.

Erkrankte können in der Praxis 
anrufen, statt sich ins überfüllte 
Wartezimmer zu setzen. 

Uwe Oberthür als Titelheld in 
der Musicaladaption vom „Ge-
stiefelten Kater“. 

Foto: JackF / Adobe Stock

Foto: Kzenon / Adobe Stock

Foto: Denis Mamin / Adobe Stock

Foto: Jan Mirbeth

Ältere zu wenig geschützt?

Mit Widerspruch nicht zögern

Das Deutsche Institut für Menschenrechte wirft der Bundesregierung vor, sich nicht ausreichend 
für den Schutz älterer Menschen vor Gewalt und Diskriminierung einzusetzen. Deutschland habe sich 
bei der Befragung durch die Arbeitsgruppe der Vereinten Nationen (UN) gegen die Schaffung einer 
neuen Konvention zum Schutz Älterer ausgesprochen.

Wer im Alltag auf Unterstützung angewiesen ist, kann bei der Pflegekasse einen Antrag auf die 
Zuerkennung eines Pflegegrades stellen. Dieser ist entscheidend für die Höhe des gezahlten Pflege-
geldes. Wenn die Kasse den Pflegegrad ablehnt oder aber ihn zu niedrig festsetzt, können Versicherte 
Widerspruch einlegen. Damit sollte man jedoch nicht zu lange warten.

Die Direktorin des Institutes, 
Beate Rudolf, sprach von einer 
verpassten Chance. Angesichts 
der weltweit wachsenden 
Zahl älterer Menschen, auch 
in Deutschland und Europa, 
sei die Blockade der Bundes-
regierung in dieser Angele-
genheit ein eklatanter Fehler. 
Zuletzt, so Rudolf, habe gerade 
die Corona-Pandemie deutlich 
gezeigt, wie verletzlich ältere 
Menschen sein könnten. Ein-
schneidende Auswirkungen 
auf deren Alltag hätten auch 
der Klimawandel oder die Di-
gitalisierung. Anders als von 
der Bundesregierung in ihrer 
Antwort an die Arbeitsgruppe 
angegeben seien die besonde-
ren Bedürfnisse dieser Gruppe 
nicht hinreichend durch andere 
UN-Konventionen abgedeckt.

Dem Institut für Menschen-
rechte zufolge sei bisher in kei-
nem Abkommen das Recht auf 
eine Palliativversorgung oder 
-pflege geregelt. Ebenso ver-
halte es sich beim Schutz vor 
Gewalt und finanzieller Aus-
beutung sowie bei einer Diskri-

Grundsätzlich gilt für den 
Widerspruch die Frist von ei-
nem Monat. Diese beginnt mit 
der Zustellung des Bescheides. 
Darauf weist die Verbraucher-
zentrale Nordrhein-Westfalen 
(NRW) hin. Wer nicht mehr weiß, 
wann genau der Bescheid in der 
Post lag, nimmt dessen Datum 
als Grundlage.

Innerhalb des einen Monats 
muss der Widerspruch dann bei 
der Pflegekasse eingegangen 
sein. Um das sicherzustellen 
– und um im Streitfall einen 
Nachweis parat zu haben –, rät 
die Verbraucherzentrale, den 
Widerspruch persönlich abzu-
geben und sich den Eingang 
bestätigen lassen. Auch wer ihn 
per Einschreiben verschickt, 
geht auf Nummer sicher. Viele 
Pflegekassen bieten zudem die 
Möglichkeit, einen Widerspruch 
online einzulegen.

Was die Formulierung angeht, 
reicht es zunächst einmal aus, 
der Pflegekasse mitzuteilen, 
dass man Widerspruch gegen 

minierung aufgrund des Alters. 
Betroffene könnten sich hierbei 
bisher auf keine spezifische Re-
gelung berufen. 

Wie wichtig Abkommen der 
Vereinten Nationen für die 
Durchsetzung der Rechte be-
stimmter Gruppen sind, zeigt 
sich in besonderer Weise am 
Beispiel der UN-Behinderten-
rechtskonvention. Dieses Über-

eine bestimmte Entscheidung 
einlegt. Die genaue Begrün-
dung kann man später nachrei-
chen. Dafür sollten Versicherte 
den Bescheid und das Gutach-
ten des Medizinischen Dienstes 
genau prüfen und zusammen-
tragen, in welchen Punkten sie 
anderer Meinung sind. Hierbei 

einkommen über die Rechte 
von Menschen mit Behinde-
rungen regelt zentrale Berei-
che wie Inklusion und Barrie-
refreiheit und ist seit 2009 in 
Deutschland geltendes Recht. 
Als unabhängige Monitoring-
Stelle überwacht das Institut 
für Menscherechte die Umset-
zung der Konvention auf natio-
naler Ebene. jos / dpa

können Pflegestützpunkte oder 
auch die Sozialrechtsberatung  
des SoVD unterstützen. Auf 
Grundlage des Widerspruches 
prüft die Pflegekasse dann ihre 
Entscheidung. Lehnt sie den 
Pflegegrad erneut ab, können 
Versicherte Klage beim Sozial-
gericht einreichen. jos / VZ

Deutsches Institut für Menschenrechte übt Kritik an Bundesregierung

Lehnt die Kasse den Antrag auf einen Pflegegrad ab, sollten Sie sich wehren

Patient*innen können bei 
leichteren Erkrankungen ohne 
schwere Symptome nach te-
lefonischer Konsultation für 
maximal fünf Kalendertage 
krankgeschrieben werden. Vo-
raussetzung dafür ist, dass die 
Person in der Praxis bekannt 
und eine Videosprechstunde 
nicht möglich ist.

Mitten in der Erkältungswelle 
bringt diese Entscheidung den 
hausärztlichen Praxen etwas 
Entlastung. 

Ebenfalls neu ist, dass sie El-
tern die Bescheinigungen für 
den Bezug von Kinderkranken-
geld auch für maximal fünf Tage 
telefonisch ausstellen können, 
wenn sie das Kind kennen. 

Bei den Aufführungen von 
„Musical mobil“ erstrahlen 
bekannte Märchen nicht nur 
schauspielerisch in neuem 
Glanz, sondern auch musika-
lisch. Diesmal wurde „Der ge-
stiefelte Kater“ gezeigt. 

Zu der barrierefreien Veran-
staltung im Dezember am ers-
ten Adventssonntag hatte der 
SoVD Familien aus der Haupt-
stadt eingeladen. Das Beson-
dere an diesem gelungenen 
Nachmittag war, dass weder 
finanzielle Hürden noch bauli-
che Barrieren eine Rolle spiel-
ten. Die einzigen Geldbeiträge 
flossen bei diesem Anlass in 
Form von Spenden zugunsten 
der Kältehilfe.

Krankschreibung per 
Telefon wieder möglich

Märchenhafter Advent

Bis zu fünf Tage bei leichten Erkrankungen 

Veranstaltung für Familien beim SoVD

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat am 7. Dezember entschie-
den, die telefonische Krankschreibung erneut zu erlauben. Das soll 
Hausarztpraxen während der Erkältungssaison entlasten. Erstmals 
wurde das Instrument während der Corona-Pandemie eingeführt.

Am ersten Advent begeisterte „Der gestiefelte Kater“ der Brü-
der Grimm die Gäste des SoVD – und das vor allem dank zahl-
reicher mitreißender Lieder. „Musical mobil“, ein Tournee-Theater 
aus Leipzig, sorgte für leuchtende Kinderaugen in der SoVD-
Bundesgeschäftsstelle in Berlin. 
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Mindestlohn steigt
Der Mindestlohn steigt zum 

1. Januar von 12 auf 12,41 Euro 
in der Stunde. Der SoVD hatte 
einen deutlich höheren Wert 
gefordert. Im Zuge der Min-
destlohnerhöhung steigt auch 
die Obergrenze für sogenannte 
Minijobs von 520 auf 538 Euro 
im Monat.

Höhere Grundsicherung
Die mehr als fünf Millionen 

Bürgergeld-Empfänger*innen 
erhalten zum 1. Januar 2024 
im Schnitt rund zwölf Prozent 
mehr Geld. Für Alleinstehen-
de bedeutet das ein Plus von 
61 auf 563 Euro im Monat. Er-
wachsene, die in Partnerschaft 
zusammenleben, bekommen 
506 Euro. Für Kinder liegen die 
Sätze je nach Alter zwischen 
357 und 471 Euro.

Mehr Pflegegeld
Das Pflegegeld in der häus-

lichen Pflege wird um fünf 
Prozent erhöht – je nach Pfle-
gestufe sind das monatlich 16 
bis 45 Euro mehr. Auch in der 
ambulanten Pflege steigen die 
Sachleistungsbeträge um fünf 
Prozent. 

Wer Angehörige pflegt, hat 
ab 2024 jährlich Anspruch auf 
Pflegeunterstützungsgeld für 
zehn Arbeitstage je pflegebe-
dürftiger Person.

Höheres Renteneintrittsalter
Auf 66 Jahre steigt zu Beginn 

des Jahres die reguläre Alters-
grenze. Dies gilt für Versicherte, 
die 1958 geboren wurden. 

Bei der als „Rente ab 63“ be-
zeichneten Altersrente für be-
sonders langjährig Versicher-
te steigt die Altersgrenze für 
1960 Geborene auf 64 Jahre 
und 4 Monate. Die abschlags-
freie Altersrente für besonders 

langjährig Versicherte kann in 
Anspruch nehmen, wer min-
destens 45 Jahre in der gesetz-
lichen Rentenversicherung ver-
sichert war.

Änderungen beim Elterngeld
Das Elterngeld, das Mütter 

und Väter als Lohnersatzleis-
tung erhalten, wenn sie nach 
der Geburt eines Kindes zu 
Hause bleiben, soll ab April nur 
noch an Paare gehen, die ein 
zu versteuerndes Jahresein-
kommen von maximal 200.000 
Euro haben. Für Alleinerziehen-

de soll die Grenze ab April bei 
150.000 Euro liegen. Die Pläne 
sind wegen der Verzögerun-
gen beim Bundeshaushalt aber 
noch nicht endgültig beschlos-
sen. Sie sollen nur für Eltern 
gelten, deren Kind nach dem 
31. März 2024 geboren wird. 

Auch bei der Aufteilung der 
Elternzeit sind Änderungen 
geplant. Es bleibt bei der ma-
ximalen Bezugsdauer von 14 
Monaten. Diese können Eltern 
aber nur noch beanspruchen, 

wenn sie maximal einen Mo-
nat parallel in Elternzeit gehen. 
Mindestens einen der Partner-
monate müssen sie innerhalb 
des ersten Lebensjahres des 
Kindes jeweils allein nehmen. 
Bei Mehrlingsgeburten soll die-
se Änderung nicht gelten.

Anhebung des 
Grundfreibetrages

Der steuerliche Grundfreibe-
trag, also das jährliche Einkom-
men, bis zu dem keine Steuern 
gezahlt werden müssen, steigt 
im nächsten Jahr. Vorgesehen 
ist eine Anhebung auf 11.784 
Euro. Beim Kinderfreibetrag 
steht eine Erhöhung auf 6.612 
Euro erhöht an.

Sozialversicherungsbeiträge 
steigen

Der durchschnittliche Zu-
satzbeitrag in der gesetzlichen 
Krankenversicherung steigt von 
1,6 auf 1,7 Prozent des Einkom-
mens. Wie hoch er genau aus-
fällt, legt jede Krankenkasse 
für sich fest und informiert ihre 
Versicherten. 

Auch in der Pflegeversiche-
rung gibt es Veränderungen.  
Der reguläre Beitragssatz steigt 
von 3,05 auf 3,4 Prozent des 
Einkommens. Für Kinderlose 
ab 23 Jahren und Eltern, deren 
Kinder älter als 25 sind, steigt 
er von 3,4 auf 4 Prozent. 

Änderung der 
Beitragsbemessungsgrenzen

In der gesetzlichen Renten- 
und der Arbeitslosenversiche-
rung liegen die neuen Grenz-
werte im Westen bei 7.550 
Euro pro Monat und im Osten 
bei 7.450 Euro. Die Beitrags-
bemessungsgrenze für die ge-
setzliche Kranken- und Pflege-
versicherung steigt auf 5.175 
Euro pro Monat. Bis zu einem 
Einkommen dieser Höhe wer-
den Sozialabgaben abgeführt, 
darüber Hinausgehendes ist 
abgabenfrei.

Höhere CO₂-Steuer
Die Bundesregierung erhöht 

den Preis für den Ausstoß einer 
Tonne Kohlenstoffdioxid von 30 
auf 45 Euro. Damit steigen die 
Kraftstoffpreise um 4 bis 5 Cent 
je Liter. Auch Heizen und der 
Stromverbrauch werden teurer, 
sofern dafür fossile Energieträ-
ger wie Gas genutzt werden. 

Mehrwertsteuer für Speisen
In der Gastronomie gilt vom 

1. Januar an wieder der nor-
male Mehrwertsteuersatz von 

19 Prozent statt vorüberge-
hend 7 Prozent für Speisen. 
Der reduzierte Satz war wäh-
rend der Corona-Pandemie zur 
Entlastung von Restaurants 
eingeführt worden. Nun wurde 
die Ausnahme nicht weiter ver-
längert. Der Restaurantbesuch 
dürfte deshalb ab Januar teurer 
werden. 

Ende der Preisbremsen
Die Deckelung der Strom- 

und Gaspreise lief nun doch 
Ende 2023 aus. Von Januar 
bis zum Jahresende waren die 
Preise auf 12 Cent pro Kilowatt-
stunde für Gas und 40 Cent pro 
Kilowattstunde für Strom gede-
ckelt. Dies galt für 80 Prozent 
des Vorjahresverbrauches. 

Mit dem Ende des Wirtschafts-
stabiliserungsfonds endet auch 
diese Maßnahme, obwohl der 
Bundestag ursprünglich eine 
Verlängerung bis zum 31. März 
2024 beschlossen hatte. In den 
allermeisten Verträgen liegen 
die aufgerufenen Preise derzeit 
aber unter den Grenzwerten der 
Preisbremsen. Eventuell kann 
sich ein Vertragswechsel loh-
nen, um mehr zu sparen. 

Online-Klinik-Atlas
Welche Leistungen und wel-

che Behandlungsqualität bietet 
ein Krankenhaus an? Ab April 
sollen Bürger*innen diese Infor-
mationen in einem Online-Por-
tal nachlesen können. Das soge-
nannte Transparenzverzeichnis 
soll als interaktives Portal ver-
ständlich über das Angebot an 
bundesweit rund 1.700 Kliniks-
tandorten informieren.

E-Rezept wird Pflicht
Ab Januar wird das Rezept 

zum Standard im Gesundheits-
wesen. Patient*innen erhalten 
in der Arztpraxis dann nicht 
mehr den rosafarbenen Zettel, 
um Medikamente in der Apo-
theke zu holen. Stattdessen 
wird das Rezept in einer App 
oder direkt in der Gesundheits-

Zum Jahreswechsel und im Laufe des Jahres 2024 treten einige Neuerungen in Kraft. Höhere Sozial-
beiträge und steigende Energiepreise werden für weniger Geld in den Taschen sorgen. Verbesserungen 
gibt es dagegen bei der Grundsicherung und für pflegende Angehörige. Weil der Bundeshaushalt noch 
nicht beschlossen ist, können sich auch noch kurzfristige Änderungen ergeben. 

Überblick: Viele Änderungen im neuen Jahr
Höhere Grundsicherung, Ende der Preisbremsen, teurere Pflegeversicherung und weitere Neuerungen 

Die Anhebung des Mindestlohnes fällt in diesem Jahr sehr niedrig 
aus. Lediglich 41 Cent pro Stunde gibt es mehr. 

Foto: Monkey Business / Adobe Stock

karte der Krankenversicherung 
gespeichert.  

Doch der endgültige Ab-
schied vom Papierrezept ist das 
noch nicht. Wer möchte, kann 
das Rezept wie gewohnt in der 
Arztpraxis in Papierform erhal-
ten. Die Rezeptverordnung ist 
ein einfacher, weißer Ausdruck 
mit dem entsprechenden Re-
zeptcode, den die Apotheke 
ausliest.

Ausweitung der Pfandpflicht
Zur Reduzierung von Verpa-

ckungsmüll wird ab 2024 auch 
auf Milch und Milchmisch-
getränken in Plastikflaschen 
Pfand fällig. Wie für andere 
Einwegflaschen beträgt dieser 
Betrag 25 Cent. 

Außerdem wird es keine lo-
sen Deckel bei Plastikflaschen 
mehr geben. Bei Flaschen mit 
einem Inhalt von bis zu drei 
Litern muss der Verschluss fest  
am Flaschenhals befestigt sein. 

Brustkrebs-Früherkennung
Die Altersobergrenze der kos-

tenlosen Brustkrebsvorsorge 
für gesetzlich Versicherte wird 
von 69 auf 75 Jahre angehoben. 
Gelten soll die Neuregelung 
zum 1. Juli 2024. Ab dann kön-
nen sich die neu anspruchsbe-
rechtigten Frauen für einen Un-
tersuchungstermin anmelden.

Cannabis-Legalisierung
Im Laufe des Jahres soll der 

Besitz von Cannabis für Er-
wachsene erlaubt werden. 
Geplant ist bisher eine Lega-
lisierung zum 1. April. Ob der 
Zeitplan klappt, ist aber noch 
nicht sicher. 25 Gramm sollen 
im öffentlichen Raum zulässig 
sein; im privaten Bereich bis 
zu 50 Gramm aus Eigenanbau. 
Später im Jahr können Canna-
bis-Clubs zum gemeinsamen 
Anbau öffnen. Außerdem steht 
eine Überarbeitung der Grenz-
werte für die Bestimmung der 
Fahrtüchtigkeit bei Marihuana 
auf dem Programm. str / dpa 

Der Restaurantbesuch war bereits bisher für viele ein Luxus. Im 
nächsten Jahr dürfte das Vergnügen noch teurer werden. 

Foto: Gorodenkoff / Adobe Stock

Einkommensgrenzen und Be-
zugsdauer beim Elterngeld än-
dern sich ab April. 

Foto: Peter Atkins / Adobe Stock
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Die Zahl der Suizide in unserer Gesellschaft ist hoch. Der Gedanke, 
freiwillig aus dem Leben zu gehen, gilt oftmals noch als ein Tabu.

Hinter plötzlichen Sprachstörungen oder Lähmungserscheinungen 
kann ein Schlaganfall stecken – reagieren Sie darauf schnell!

Alix Puhl verlor ihren Sohn 
durch Suizid. Sie spricht über 
das Schicksal ihrer Familie, um 
anderen zu helfen.

Auch 2024 gibt es wieder nütz-
liche Seminare beim SoVD. 

Foto: Caroline Seidel / picture-alliance / dpa
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Die Seminare finden an meh-
reren Terminen in der SoVD-
Bundesgeschäftsstelle in Berlin 
statt und decken vielfältige Fra-
gen rund um die Tätigkeiten im 
Verband ab. Bei einigen Veran-
staltungen ist auch ein hybrides 
Format möglich. Die Seminare 
helfen den Verantwortlichen 
bei der täglichen Arbeit im 
Orts- oder Kreisverband. 

Unter www.sovd.de/seminare 
befindet sich die Auflistung 
der bisher geplanten Semina-
re im Jahr 2024 inklusive In-
formationen zu Zielgruppen, 
Referent*innen und Zeitplänen. 
Dort gibt es auch die Möglich-
keit zur Anmeldung.  str

Seminarkalender 2024
Wissensvermittlung für Haupt- und Ehrenamt

Der SoVD-Bundesverband bietet 2024 mehrere Seminare für In-
teressierte an. Diese behandeln wichtige Themen für die Verbands-
arbeit – unter anderem Kassenführung, politische Interessenver-
tretung oder das Erstellen von Inhalten für die SoVD-Medien. 

Sprechen über das Undenkbare
Wie gehen Eltern damit um, wenn sich ein Kind das Leben nimmt? Schweigen und Verstecken sind 

das Schlechteste, findet eine Familie aus Frankfurt. Sie will helfen, psychische Krankheiten besser zu 
erkennen. Auch ein Roman über ihr Erlebtes soll Gespräche über das schwierige Thema ermöglichen.

„Wenn wir damals gewusst 
hätten, was wir heute wissen, 
wäre es vielleicht anders aus-
gegangen“, sagt Alix Puhl. Da-
mals, das ist der Zeitraum vor 
Emils Tod. Im Corona-Sommer 
2020 nahm sich eines der vier 
Kinder der Frankfurter Familie 
mit 16 Jahren das Leben. Da-
mit anderen erspart bleibt, was 
Emil erleiden musste, gehen 
die Puhls an die Öffentlichkeit. 
Sie wollen dazu beitragen, dass 
psychische Krankheiten früher 
erkannt werden.

Emil war besonders, sagt die 
Mutter in der Küche, in der nur 
noch fünf statt sechs Stühle um 
den großen Esstisch stehen. 
Emil hatte eine bei Hochbegab-
ten häufige Form des Autismus 
und litt zuletzt an einer schwe-
ren Depression – was den Eltern 
lange Zeit beides nicht klar war. 
Der Jugendroman „Alle Farben 
grau“ von Martin Schäuble ver-
sucht, sich in ein solches Kind 
hineinzuversetzen. Auch wenn 
der Protagonist Paul heißt und 
Details verfremdet wurden, ist es 
doch Emils Geschichte. Das Buch 
sei „eine Tür, um ins Gespräch zu 
kommen“, hofft Alix Puhl.

Dass die Puhls nicht schwei-
gen wollten, hat mit ihren Er-
fahrungen nach Emils Tod zu 
tun. „So viele Menschen kamen 
auf uns zu und erzählten von 
Suiziden in ihrem Umfeld“, er-
zählt Puhl. „Viele sagten: ‚Das ist 
das erste Mal, dass ich darüber 
spreche. Aber bitte sagen Sie es 
niemandem.‘“

Der Kontakt zwischen dem 
Buchautor Martin Schäuble und 
der Familie Puhl kam über ge-
meinsame Bekannte zustande. 
Anstoß war die Gedenkfeier zu 
Emils erstem Todestag, auf der 
die Eltern einen Brief an ihren 
toten Sohn vorlasen. Schäuble 
lernte über diese Vermittlung 
die Puhls kennen und war be-
eindruckt, wie „schonungslos 
und ehrlich“ sie waren. Mona-
telang führte er Gespräche. Ein 
Sachbuch kam für ihn nicht 
infrage. „Mit einem Roman hat 
man die Chance, viel mehr Men-
schen zu erreichen. Aber ich 
wollte auch echte Menschen: 
Von ihnen kann man am meis-
ten lernen.“

Wie die Puhls spürt auch 
Schäuble, wie groß die Angst 
vieler Menschen ist, sich die-
ser Erfahrung zu stellen. „Das 
Thema ist nicht groß, es ist rie-
sig. Und doch – oder vielleicht 
deswegen – ist es verdammt 
schwer, darüber zu sprechen.“ In 
Lesungen und Interviews will er 
„Vertrauensarbeit“ leisten: „Nur 

weil man nicht darüber spricht, 
geht das Thema ja nicht weg. 
Man muss keine Angst haben 
vor diesem Buch.“

In „Alle Farben grau“ wird die 
Tat selbst, ebenso wie eine An-
kündigung zuvor, komplett aus-
gespart. An der Stelle, wo sich 
Paul in dem Roman das Leben 
nimmt, hat der Verlag zwei 
schwarze Seiten eingefügt. „Nur 
sehr wenige Menschen wissen, 
was auf diesen Seiten gesche-
hen ist“, sagt Alix Puhl.

In Deutschland sterben mehr 
Menschen durch Selbsttötung 
als durch Verkehrsunfälle, Ge-
walttaten, illegale Drogen und 
AIDS zusammen, erklärt die 
Deutsche Gesellschaft für Sui-
zidprävention (DGS). Auf jeden 
Suizid kommen statistisch 10 
bis 20 Versuche. Das Themen-
feld verdient daher eine deut-
lich größere Beachtung. Zwar 

steigt das Suizidrisiko mit 
zunehmendem Lebensalter. 
Aber in der Gruppe der 15- bis 
25-Jährigen ist der Freitod nach 
Angaben der DGS weltweit die 
zweithäufigste Todesursache. 

Laut Statistischem Bun-
desamt nahmen sich 2022 in 
Deutschland 172 Jugendliche 
zwischen 15 und 20 Jahren das 

Leben und 20 Kinder unter 14 
Jahren. „Wissenschaftler gehen 
davon aus, dass sehr viele Men-
schen, die durch einen Suizid 
sterben, zu diesem Zeitpunkt an 
einer psychischen Erkrankung 
litten“, heißt es bei der DGS. 

Daher wollen die Puhls 
aufklären. Sie haben ein ge-
meinnütziges Unternehmen 
gegründet, das Fortbildungen 
anbietet, um psychische Krank-
heiten früher zu erkennen. Da-
für wurde Emils leeres Zimmer 
zum Büro. Inzwischen hat der 
Verein „tomoni mental health“ 
zehn Mitarbeitende. Und auch 
eine Stiftung, die die Puhls ein-
gerichtet haben, widmet sich 
intensiv der Suizidprävention. 

 Sandra Trauner / jos

Haben Sie selbst suizidale 
Gedanken oder sorgen Sie sich 
um einen nahestehenden Men-
schen? Hilfe und anonyme Bera-
tung bietet die Telefonseelsorge 
unter Tel.: 0800 / 11 10 111 oder 
0800 / 11 10 222. Weitere Unter-
stützung finden sie online unter: 
www.telefonseelsorge.de.

Nach der Selbsttötung ihres Sohnes macht eine Familie ihr Schicksal öffentlich

Bei einem Schlaganfall blockiert ein Blutgerinnsel ein Gefäß im 
Gehirn und mindert die Versorgung mit Sauerstoff. Mit jeder Minu-
te, die bis zur Behandlung verstreicht, steigt das Risiko für bleiben-
de Schäden. Das können Warnzeichen für einen Schlaganfall sein: 
• Sehen ist plötzlich nicht mehr wie gewohnt möglich. Betroffene 

schauen wie durch eine beschlagene Brille. 
• Betroffene sprechen in abgehackten Sätzen, verdrehen Silben 

oder lallen. Einige haben auch Schwierigkeiten, zu verstehen, 
was man zu ihnen sagt. 

• Lähmungserscheinungen und Taubheitsgefühle machen sich bei 
einem Schlaganfall meist auf nur einer Körperseite bemerkbar. 
Gesicht, Hände und Arme sind am häufigsten betroffen. Typisch 
ist ein herunterhängender Mundwinkel.

• Es tritt ein Schwindelgefühl auf, alles dreht sich oder schwankt. 
Einige erleben dabei auch das Gefühl, als würden sie mit einem 
Fahrstuhl hinuntersausen.

• Starke Kopfschmerzen machen sich bemerkbar. Diese können bis 
hin zu Übelkeit und Erbrehen führen.
Treten diese Symptome ganz plötzlich auf, ist schnelle Hilfe ein 

Muss. Das gilt auch, wenn die Symptome nach wenigen Minuten 
wieder abklingen. Das spricht für eine transitorische ischämische 
Attacke (TIA), die oft Vorbote eines Schlaganfalls ist. jos / dpa

Rechtzeitig Hilfe holen
Bei Verdacht auf Schlaganfall den Notruf wählen

Die Anzeichen für einen Schlaganfall treten plötzlich auf. Wer sie 
bei sich oder anderen beobachtet, sollte nicht zögern, die Notruf-
nummer 112 zu wählen. Diese Alarmzeichen sollten Sie kennen.

Martin Schäuble: Alle Farben 
grau. Verlag S. Fischer, ISBN: 
978-3-7373-4329-9, 15 Euro.
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Tauchen Gegenstände häufiger an ungewöhnlichen Orten auf, 
kann dies ein Anzeichen für beginnende Demenz sein.

Fehlt es am Personal, ist auch 
die Betreuung von Menschen 
mit Behinderungen gefährdet.

Foto: photoschmidt / Adobe Stock
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Demenz oder Vergesslichkeit?
In Deutschland leben rund 1,8 Millionen Menschen mit Demenz. Die meisten davon haben eine 

Alzheimer-Erkrankung. Manchmal stecken aber auch andere Ursachen hinter Vergesslichkeit und 
Verwirrtheit. Wir erklären, was Sie dazu wissen müssen und wann Sie zum Arzt gehen sollten. 

Wenn das Gedächtnis bei 
Partner*innen, Eltern oder Ge-
schwistern nachlässt, fragen 
sich Angehörige, ob dies erste 
Anzeichen einer Demenz sind. 
Vergisst eine Person häufiger 
Namen oder Wörter, ist das 
noch kein Grund zur Panik. 
„Kommt es hingegen öfters 
vor, dass jemand Verabredun-
gen und Arzttermine vergisst, 
Gesagtes nach kurzer Zeit wie-
derholt oder die Orientierung 
nachlässt, sollten Angehörige 
hellhörig werden“, sagt Marion 
Langhorst von der Deutschen 
Alzheimer Gesellschaft. Insbe-
sondere gelte das dann, wenn 
zusätzlich ein sozialer Rück-
zug und Persönlichkeitsverän-
derungen auftreten. Dahinter 
könne Demenz stecken.

Als Demenz bezeichnen 
Fachleute die Symptome, die im 
Alltag auftreten. Alzheimer ist 
eine Erkrankung, die besonders 
häufig zu dieser Symptomatik 
führt. Aber nicht jede Person, 
die dement ist, hat automatisch 
Alzheimer.

Bestimmte Verhaltensweisen 
können auf eine Demenz hin-
deuten: Die Brille liegt im Kühl-
schrank, die Milch lagert in der 
Badewanne. Wichtig ist dann, 
die Ursachen abzuklären. Denn 
Gründe für solche kognitiven 
Veränderungen gibt es viele. 

„Dahinter können Hormon-
veränderungen oder eine 
schwere Depression stecken – 
auch Pseudodemenz genannt, 
aber auch Nebenwirkungen 
von Medikamenten, Flüssig-
keitsmangel oder ein veränder-

ter Druck des Gehirnwassers“, 
sagt Langhorst. Manche dieser 
Probleme können behandelt 
werden; allerdings nur, wenn 
es eine Diagnose gibt und die 
Ursache feststeht.

Einige Menschen schrecken 
jedoch vor einer Untersuchung 
zurück – auch aus Angst, dass 

sie in der Folge vielleicht ihre 
Eigenständigkeit verlieren.  
Doch Langhorst beruhigt: „Die 
Diagnose bedeutet nicht, dass 
man automatisch geschäftsun-
fähig ist.“ 

Oft fällt es Angehörigen auch 
schwer, die Veränderungen als 
Krankheit zu akzeptieren.  „Tat-
sächlich berichten Angehörige, 
dass sie Schritt für Schritt ihren 
Partner verlieren. Das ist sehr 
schmerzhaft“, so Langhorst, 
die regelmäßig am Alzheimer-
Telefon Betroffene berät. Doch 
Verdrängen helfe da leider 
wenig. Denn traurige Tatsache 
ist: Alzheimer ist derzeit nicht 
heilbar. „Dennoch gibt es die 
Möglichkeit, Symptome abzu-
mildern, indem man den Um-
gang mit Betroffenen verändert 
und seine Kommunikation an 
die Krankheit anpasst“, erklärt 
Langhorst. jos / dpa

Lässt das Gedächtnis nach, kommt es auf die richtige Diagnose an

Laut einer Erhebung der 
Diakonie bleiben 60 Prozent 
der offenen Stellen länger als 
sechs Monate unbesetzt. Mehr 
als jede zweite Einrichtung gab 
bei der Befragung an, dass Plät-
ze in Einrichtungen aus diesem 
Grund nicht wiederbesetzt wer-
den konnten.

Der diakonische Fachverband 
deckt nach eigenen Angaben 
wesentliche Teile der Angebote 
der Behindertenhilfe sowie der 
Sozialpsychiatrie in Deutschland 
ab. Er rief die Bundesregierung 
dazu auf, einen Runden Tisch 
gegen den Fachkräftemangel zu 
initiieren, da dieser die Teilhabe 
von Menschen mit Behinderun-
gen bedrohe.  jos / dpa

Zunehmend Personalnot 
in der Behindertenhilfe

Weniger Betreuungsplätze wegen Fachkräftemangel

Die Diakonie Deutschland schlägt Alarm: Immer häufiger würden 
Anfragen von Menschen mit Behinderungen oder psychischen Er-
krankungen nach Betreuungsplätzen abgelehnt. Der Grund hierfür 
sei, dass es vielerorts an Fachkräften fehle.

SoVD-Broschüre 
Vorsorgevollmacht

Alter, Krankheit oder ein 
Unfall können dazu führen, 
dass man keine eigenen 
Entscheidungen mehr tref-
fen kann. Eine Vorsorgevoll-
macht sorgt für Absicherung. 
Der SoVD klärt in seiner Bro-
schüre darüber auf, was beim 
Erstellen zu beachten ist. Die 
notwendigen Formulare sind 
direkt dabei. Die Broschüre ist 
online abrufbar unter www.
sovd.de/vorsorgevollmacht. 

28 Jugendliche und junge 
Erwachsene aus dem Berufsbil-
dungswerk (BBW) Stendal so-
wie fünf Mitarbeitende führten 
im Spätherbst eine einwöchige 
Aktion unter dem Motto „Das 
Erinnern ist unsere Verantwor-
tung“ durch. 

Bei einem gemeinsamen 
Frühstück kamen alle Teilneh-
menden das erste Mal zusam-
men und begannen mit einer 
inhaltlichen Heranführung an 
das Thema. Darin ging es um 
den Alltag in einem Konzen-
trationslager. Später fand ein 

Kinobesuch mit der Vorführung 
des Filmes „Nackt unter Wöl-
fen“ statt. Am nächsten Tag be-
suchten die Teilnehmenden das 
ehemalige Konzentrationslager 
Sachsenhausen und erhielten 
umfangreiche Informationen 
durch einen Audioguide. 

Am darauffolgenden Tag gab 
es einen Workshop, in dem Col-
lagen entstanden. Außerdem 
besuchten die BBW-Auszubil-
denden und Mitarbeitenden  
tags darauf die Gedenkstätte 
Feldscheune Isenschnibbe Gar-
delegen, die an ein Massaker 

an KZ-Häftlin-
gen im April 
1945 erinnert. 
Der letzte Tag 
stand im Zei-
chen der Re-
flektion der 
Aktionswoche. 

Die Colla-
gen sind in 
der Mensa des 
BBW ausge-
stellt und ver-
mitteln einen 
Eindruck von 
der Woche. 

Das Berufsbildungswerk Stendal des SoVD bot eine Aktionswoche zur nationalsozialistischen 
Vergangenheit und zum Holocaust an. Mit einer Fimvorführung, dem Besuch in der Gedenkstätte 
Sachsenhausen und mehreren Workshops konnten die Teilnehmenden sich kritisch mit dem Natio-
nalsozialismus auseinandersetzen und ihre demokratischen Werte weiter stärken.

„Das Erinnern ist unsere Verantwortung“
Lehrreiche Aktionswoche des Berufsbildungswerkes Stendal über die Zeit des Nationalsozialismus

Das Erleben am historischen Ort machte die 
Schrecken des Nationalsozialismus für alle, 
die an der Aktionswoche des BBW Stendal 
teilnahmen, erfahrbar. 

Das Alzheimer-Telefon unter 
der Nummer: 030 / 259 37 95 14 
ist ein bundesweites Beratungs-
angebot für Menschen mit De-
menz und für deren Angehörige. 
Weitere Informationen sowie die 
Möglichkeit einer Beratung per 
E-Mail finden Sie zudem auch 
im Internet auf der Seite: www.
deutsche-alzheimer.de.

Info
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Teilhabe am Berufsleben fast gescheitert
Aufgrund einer Schwerhörigkeit benötigt Dagmar Lassan Hörgeräte mit bestimmten Merkmalen, um ihren Beruf als Lehrkraft fortsetzen zu können. Die Mehrkosten 

für geeignete – aber zuzahlungspflichtige – Geräte wollen weder ihre Krankenkasse noch die Deutsche Rentenversicherung (DRV) übernehmen. Selbst das Sozialgericht 
Hildesheim erkennt Lassans Rechtsanspruch auf Nachteilsausgleich und berufliche Teilhabe nicht an. Erst im Berufungsverfahren, das der SoVD in Niedersachsen für sein 
Mitglied führt, bekommt Lassan Recht zugesprochen.

Niedersachsen

Foto: Artemenko_Daria / Adobe Stock

Viele Betroffene benötigen eine gute Versorgung mit Hörgeräten, um am Berufsleben gleichberechtigt teilhaben zu können.

Nach einer Chemotherapie, 
der sich Lassan 2016 / 2017 
unterzieht, ist ihr Hörvermö-
gen beeinträchtigt. In ihrem 
Arbeitsalltag ist sie jedoch 
ganz entscheidend auf ein gu-
tes Hörverstehen angewiesen, 
mitunter auch, um gefährliche 
und lebensbedrohliche Situati-
onen abzuwenden. Sie arbeitet 
als Fachkraft für Arbeits- und 
Berufsförderung bei den Han-
noverschen Werkstätten. Hier 
qualifiziert sie Schüler*innen 
mit Behinderungen im Bereich 
der Hauswirtschaft. Ihre Tätig-
keit umfasst neben Theorieun-
terricht auch einen praktischen 
Teil. Daher arbeitet sie täglich 
in der Nähe von geräuschinten-
siven Geräten wie Waschma-
schine, Mangel, Bügelstation 
oder Nähmaschine. Trotz dieser 
regelmäßigen Umgebungsge-
räusche muss Lassan mit ih-
ren Schüler*innen verständlich 
kommunizieren können. 

„In der Freizeit habe ich 
es erst nicht so deutlich be-
merkt, aber auf der Arbeit ist 
mir immer öfter aufgefallen, 
dass ich die Schüler nicht rich-
tig hören kann“, erinnert sich 
Lassan. Bei der Betreuung der 
Schüler*innen kommt es auch 
immer wieder zu gefährlichen 
Situationen, die sie rechtzeitig 
erkennen muss; zum Beispiel, 
wenn sich jemand aus der 
Gruppe aggressiv verhält, sich 
verletzt oder gesundheitliche 
Probleme bekommt. Zudem 
muss sie trotz der Störgeräu-
sche auch Telefonate führen. 

Zuzahlungspflichtige Hör-
hilfen bewähren sich im Job

Nachdem ihr Arzt eine beid-
seitige Innenohrschwerhörig-
keit diagnostiziert hat, über-
gibt Lassan im Januar 2018 
ihre Hörgeräteverordnung an 
einen Hörgeräteakustiker und 
testet mehrere Hörhilfen. Sie 
stellt fest, dass nur eines der 
zuzahlungspflichtigen Modelle 
den sehr speziellen und hohen 
Anforderungen ihres Arbeits-
platzes gerecht wird. „Auf jeden 
Fall musste es ein Hörgerät 
sein, das die Umgebungsgeräu-
sche unterdrückt und das man 
mit dem Telefon verbinden 
kann“, schildert Lassan. Bei den 
zuzahlungsfreien Hörhilfen war 
das nicht gegeben, im Gegenteil 
hätten diese mit zusätzlichen 
Störgeräuschen das Arbeiten 
noch erschwert, erzählt sie. Bei-
spielsweise habe sich das Ge-

räusch der Absaugvorrichtung 
der Bügelstation in ein solches 
Hörgerät übertragen.

Da Lassan für ihren Beruf eine 
zuzahlungspflichtige Hörhilfe 
benötigt, übermittelt der Hör-
geräteakustiker im Mai 2018 ei-
nen Kostenvoranschlag an ihre 
Krankenkasse, die energie-BKK. 
Diese bewilligt ihr daraufhin 
lediglich die Regelversorgung 
in Höhe von rund 1.600 Euro. 
Außerdem leitet die Kranken-
kasse Lassans Anliegen an die 
DRV weiter. Doch die DRV lehnt 
dieses ab. Sie ist der Auffassung, 
in Lassans Berufsalltag gebe es 
keine besonderen Anforderun-
gen an das Hörvermögen. Auch 
den Widerspruch, den Lassan 
einlegt, weist die DRV nach 
über fünf Monaten im Dezem-
ber 2018 zurück. 

Gericht erkennt besondere 
Höranforderungen nicht an

Aus eigenen Mitteln kann Las-
san die Mehrkosten nicht tragen, 
da sie während einer vorange-
gangenen schweren Erkrankung 
ihre finanziellen Rücklagen auf-
brauchen musste. Sie wendet 
sich an den SoVD in Hannover. 
Die Rechtsexpert*innen des 
SoVD reichen daraufhin Klage 
gegen die DRV ein. Das Sozial-
gericht Hildesheim stellt fest, 
dass die Krankenkasse einen 
Fehler gemacht hat. Sie hätte 

Lassans Anliegen innerhalb von 
zwei Wochen an die – in diesem 
Fall eigentlich zuständige – DRV 
weiterleiten müssen. Da sie das 
versäumt habe, sei wiederum 
die Krankenkasse selbst in der 
gesetzlichen Pflicht gewesen, 
vollständig über den Antrag zu 
entscheiden. Daher wird die 
Klage gegen die DRV abgewie-
sen. Auch für die energie-BKK 
bleibt das Gerichtsverfahren 
ohne Konsequenzen, denn das 
Sozialgericht erkennt in Las-
sans Beruf keine besonderen 
Anforderungen an das Hörver-
mögen. Für den Ausgleich ihrer 
Hörbeeinträchtigung seien auch 
zuzahlungsfreie Hörgeräte aus-
reichend, findet das Gericht.

Beruf aufgeben oder in 
Berufung gehen?

Dagmar Lassan ist nach der 
Entscheidung des Sozialge-
richts im Juni 2020 entmutigt. 
Eigentlich kann und will sie 
in ihrem Beruf weiterarbeiten, 
doch benötigt sie dafür die 
entsprechende Versorgung. 
„Für mich gab es nach dem 
Urteil nur zwei Optionen. Ent-
weder den Beruf aufgeben und 
vorzeitig in Rente gehen oder 
in Berufung gehen“, erinnert 
sie sich. Zu Zweiterem habe 
ihr der Leiter des Sachgebietes 
Sozialrecht des SoVD in Nie-
dersachsen, Frank Rethmeier, 

geraten. „Beim SoVD prüfen wir 
auch Gerichtsurteile genau und 
wenn wir eine Aussicht auf Er-
folg für unser Mitglied sehen, 
dann empfehlen wir auch, in 
die Berufung zu gehen und den 
eigenen Rechtsanspruch von 
der zweiten Instanz prüfen zu 
lassen. Denn auch Gerichten 
können Fehler unterlaufen“, 
sagt Rethmeier. 

Bestmögliche Versorgung 
muss gewährt werden

Der SoVD geht 2020 in Be-
rufung und begründet Lassans 
Rechtsanspruch auf Leistungen 
zur Teilhabe am Arbeitsleben 
mit den besonderen Höranfor-
derungen ihrer Tätigkeit. Wäh-
rend des Berufungsverfahrens 
muss die Ausbilderin über je-
weils mehrere Wochen ver-
schiedene zuzahlungspflichti-
ge und zuzahlungsfreie Geräte 
auf ihrer Arbeit testen. Ergeb-
nis der Untersuchungen ist, 
dass nur eines der getesteten 
Geräte – ein zuzahlungspflich-
tiges – die Anforderungen ihres 
Arbeitsplatzes erfüllt. Auch das 
Landessozialgericht kommt 
zum Schluss, der energie-BKK 
sei bei der Bearbeitung des An-
trages ein Fehler unterlaufen. 
Sie hätte schon nach der Über-
gabe der Hörgeräteverordnung 
an den Hörgeräteakustiker 
handeln und die Zuständigkeit 

klären müssen. Da sie den An-
trag aber nicht innerhalb der 
vorgegebenen Frist an die DRV 
weitergeleitet habe, sei allein 
die Krankenkasse für den An-
trag zuständig geworden. Au-
ßerdem folgt das Landessozial-
gericht den Ausführungen des 
SoVD und erkennt an, dass Las-
sans anspruchsvolle Tätigkeit 
besondere Höranforderungen 
stellt. Die energie-BKK wird im 
März 2023 verurteilt, die Kosten 
für die zuzahlungspflichtigen 
Hörhilfen vollständig zu über-
nehmen.

„Sehr erfreulich war, dass 
das Landessozialgericht klar-
gestellt hat, dass eine nur aus-
reichende Versorgung eben 
nicht genügt, sondern dass die 
Krankenkasse verpflichtet ist, 
eine Behinderung möglichst 
vollständig auszugleichen und 
die bestmögliche Versorgung 
zu gewähren“, sagt Rethmeier. 
Lassan findet besonders posi-
tiv, dass die Richter*innen der 
zweiten Instanz deutlich ge-
macht haben, dass der Erhalt 
des Arbeitsplatzes Vorrang 
hat. „Es ist weder sinnvoll noch 
wirtschaftlich, eine Versorgung 
zu verweigern, mit der jemand 
noch viele Jahre berufstätig sein 
kann“, meint Lassan. Ein vor-
zeitiges Ausscheiden aus dem 
Berufsleben gehe letztlich auf 
Kosten der Gesellschaft.  sam
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Kranzniederlegung mit Ansprache auf dem Osterholzer Friedhof.

Auf Initiative des Volksbundes 
Deutscher Kriegsgräberfürsor-
ge fanden auch in diesem Jahr 
am vorletzten Novembersonn-
tag die zentrale Gedenkfeier 
sowie eine Kranzniederlegung 
auf dem Osterholzer Friedhof 
statt. Grußworte sprach neben 
Bürgerschaftspräsidentin Ant-
je Grotheer (SPD) auch Bür-
germeister und Finanzsenator 
Björn Fecker von den Grünen.

Im Mittelpunkt standen da-
bei der Terror der Hamas so-
wie der andauernde Ukraine-
krieg. Daneben kamen auch 
Vertreter*innen evangelischer, 
katholischer, jüdischer und 
muslimischer Gemeinden zu 
Wort. „Ein Hoffnungsschimmer geht von dem religionsübergrei-
fenden Engagement für Frieden aus“, so Landesschatzmeister 
Klaus Möhle, der auf dem Osterholzer Friedhof zugegen war.

„Der Volkstrauertag ist in dieser Zeit wichtiger denn je“, betonte 
der 1. Landesvorsitzende Joachim Wittrien: „Kriege bringen unend-
liches menschliches Leid mit sich. Gerade wir Deutsche wissen das 
und es wird immer unsere Aufgabe sein, uns weltweit für Frieden 
einzusetzen.“

Die Landes- und Kreisvorsitzenden legten an weiteren Gedenk-
stätten in der Hansestadt Kränze nieder. Mitglieder aus den jewei-
ligen Ortsverbänden begleiteten sie.

Erinnern ist wichtig
Teilnahme des SoVD am Volkstrauertag 2023

Die zentrale Gedenkfeier zum Volkstrauertag 2023 fand auf dem 
Osterholzer Friedhof statt. Auch Mitglieder des Landesverbandes 
waren zugegen. 

Mit Kränzen wurde der Toten 
gedacht.

Jetzt 13.000 Mitglieder
Vor kurzem konnte der Landesverband das 13.000ste Mit-

glied begrüßen. „Das kontinuierliche Wachstum im letzten Jahr 
sehen wir als großes Lob für unsere Arbeit an“, freut sich der 
1. Vorsitzende Joachim Wittrien, „gerade in der heutigen Zeit 
ist es wichtig, sich als Sozialverband mit starker Stimme poli-
tisch einzumischen und soziale Gerechtigkeit zu fordern. Und 
gleichzeitig ganz praktisch Menschen darin zu unterstützen, 
ihre sozialrechtlichen Ansprüche durchzusetzen.“

Der Landesverband Bremen zählt nun 13.000 Mitglieder, die 
in 15 Ortsverbänden und den drei Kreisverbänden Bremen, 
Bremen-Nord und Bremerhaven organisiert sind.

„Kunst auf Rezept“ erfolgreich
Für Deutschland nimmt Bremen als einziges Bundesland an einem Projekt teil, das Kunst und Kultur 

gegen psychische Erkrankungen verschreibt. Es wird von der Senatorin für Gesundheit, Frauen und 
Verbraucherschutz, dem Senator für Kultur und der Bremer Volkshochschule umgesetzt.

Ziel des Projekts ist die För-
derung der mentalen Gesund-
heit. Menschen mit psychischen 
Erkrankungen wie Depressi-
on, Stress oder Ängsten und 
Menschen, die gefährdet sind, 
eine solche Erkrankung zu 
entwickeln, werden von ihren 
Haus- und Fachärztinnen und 
Fachärzten sowie Psycholo-
ginnen und Psychologen keine 
Medikamente oder Therapi-
en verschrieben. Stattdessen 
ermöglicht Kunst auf Rezept 
den Betroffenen, kostenlos an 
künstlerischen und kulturel-
len Aktivitäten in einer Gruppe 
teilzunehmen. Insbesondere 
benachteiligten und belasteten 
Bevölkerungsgruppen soll so 
der Zugang zu gesundheitsför-
derlichen Angeboten ermög-
licht werden.

Gesundheitssenatorin Clau-
dia Bernhard: „Erkrankungen 
wie Depressionen, Stress und 
Angstzustände nehmen auch 
in Bremen zu. Um dieser Ent-
wicklung entgegenzuwirken, 
muss vermehrt auf alternative 
Unterstützungsangebote und 
Prävention gesetzt werden. Mit 
Kunst auf Rezept schaffen wir 
ein neues Angebot, bei dem der 
Präventionsgedanke im Vorder-
grund steht. “

Kulturstaatsrätin Carmen 
Emigholz: „Kunst und Kultur 
können die Lebensqualität in 
Bremen positiv beeinflussen 
und gegebenenfalls negative 
Nachwirkungen der Corona-
Pandemie im psychosozialen 
Bereich auffangen. Um eine 
bessere Unterstützung für Be-
troffene zu ermöglichen, haben 

wir uns entschieden, das Pilot-
projekt ‚Arts on Prescription‘ 
auch in Bremen anzuwenden. 
Der Dank geht daher auch an 
alle Beteiligten, die sich hierfür 
engagieren.“

Für das Projekt „Arts on 
Prescription in the Baltic Sea 
Region“ (AoP) stehen Mittel in 
Höhe von 3,5 Millionen Euro 
zur Verfügung. Es stützt sich auf 
wissenschaftliche Erkenntnisse, 
die darauf verweisen, dass Kunst 
einen gesundheitsfördernden 
Effekt für psychisch belastete 
Menschen haben kann. 

Ab April gibt es noch mehr 
Plätze und Angebote

Der Bremer Beitrag steht unter 
dem Titel Inklusion. Angeboten 
wird eine kostenlose Teilnahme 
an ausgewählten Kursen aus 
dem offenen Programm Bremer 
Kultureinrichtungen sowie be-
gleitende Gruppentreffen. Die 

erste Pilotphase in der Bremer 
Volkshochschule ging von Ok-
tober bis Dezember 2023. Es 
gab Plätze in fünf VHS-Kursen 
aus den Bereichen Gesang, 
Zeichnen, Malerei, kreatives 
Schreiben. Zudem haben Bera-
tungsgespräche stattgefunden, 
weitere sind bereits terminiert. 

Für die zweite Pilotphase von 
April bis Juni werden noch mehr 
Plätze zur Verfügung stehen 
und das Angebot auf weitere 
Kultureinrichtungen erweitert.

Großes Interesse und  
positive Rückmeldungen

Knapp über 30 rezeptüber-
weisende Einrichtungen in Bre-
men beteiligen sich zurzeit an 
dem Projekt, darunter Hausärz-
tinnen und Hausärzte, Psycho-
therapeutinnen und Psycho-
therapeuten, Beratungsstellen, 
eine Tagesklinik, ein Reha-Pro-
jekt sowie die Gesundheitskräf-
te im Quartier. Auch hier haben 
weitere Einrichtungen bereits 
Interesse angemeldet.

Ein insgesamt großes Interes-
se und positive Rückmeldungen 
gab es dabei sowohl aus dem 
Gesundheitsbereich als auch 
dem Kulturbereich. So erhofft 
sich der Gesundheitsbereich 
eine Diversifizierung der Ge-
sundheitsangebote und Entlas-
tung des Gesundheitssystems. 
Darüber hinaus können nicht-
medizinische beziehungswei-
se nicht-therapeutische, aber 
gesundheitsrelevante Bedarfe 
adressiert oder lebensweltbe-
zogene Prävention gefördert 
werden. Für den Kulturbereich 
geht es um Anerkennung der 
Bedeutung von Kunst und Kul-
tur für das mentale und soziale 
Wohlergehen, die Erschließung 
neuer Zielgruppen und Weiter-
entwicklung der eigenen Ange-
bote und zusätzlicher Finanzie-
rungsmöglichkeiten.

Großes Potenzial sehen die 
Projektpartner insbesondere 
in der Verknüpfung beider Be-
reiche. „Die Bremer Volkshoch-
schule ist seit jeher sowohl im 
Bereich der Gesundheitsförde-
rung als auch im Kulturbereich 
aktiv. Wir freuen uns sehr, durch 
das Projekt diese Schnittstelle 
weiterzuentwickeln“, so Susan-
ne Nolte, stellvertretende Di-
rektorin der Bremer VHS.

Quelle: Senat Bremen

Innovativer Ansatz der Gesundheitsförderung in Bremer Pilotprojekt

Einmalig in Deutschland: In  
Bremen gibt es Kunst auf Rezept

Foto: Senat Bremen

Kreativität tut der Seele gut. In einem Malkurs zum Beispiel kann 
mann seine Ängste darstellen und damit verarbeiten.

Foto: Ingo Bartussek / Adobe Stock
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Hier finden Sie Kontaktadressen und Ansprechpartner*innen des 
SoVD im Landesverband Bremen. Um Termine für eine Sprechstun-
de zu erhalten, wenden Sie sich bitte an Ihre Kreisgeschäftsstelle!

Landesverband / Landesrechtsabteilung /  
Kreisverband Bremen / Kreisverband Bremen-Nord

Breitenweg 10–12, 28195 Bremen, Tel.: 0421 / 16 38 490,  
E-Mail: info@sovd-hb.de.

Kreisverband Bremerhaven
Barkhausenstraße 22, 27568 Bremerhaven, Tel.: 0471 / 28 006,  

E-Mail: kreis-bremerhaven@sovd-hb.de.

Sozialrechtsberatung

Kreisverband Bremen-Nord 
Ortsverband  
Blumenthal-Farge

17. Januar, 16.30 Uhr: Mit-
gliedertreffen. Im Anschluss 
findet eine Vorstandssitzung 
statt. Lokal „Zum Grünen Jä-
ger“, Farger Str. 100 in Bre-
men-Farge, .

Ortsverband Lesum
8. Januar, 16.30 Uhr: Gesamt-

vorstandssitzung / Mitglie-
dertreffen im „Lesumer Hof“, 
Oberreihe 8, 28717 Bremen, 

Termine

Allen Mitgliedern, die im Januar ihren Geburtstag feiern, gra-
tuliert der SoVD Bremen herzlich. Er wünscht ihnen für das neue 
Lebensjahr alles Gute, vor allem Gesundheit und Wohlergehen. 

Allen Mitgliedern, die derzeit erkrankt sind, wünschen wir eine 
baldige Genesung.

Glückwünsche

Neues bequem per E-MailKooperationen im Norden

Monatlicher 
Newsletter

Vorteile der 
Mitgliedskarte

Mitglieder, die einmal im 
Monat (außer zur Sommeraus-
gabe der Verbandszeitung) den 
Newsletter des SoVD Bremen 
mit Berichten, Veranstaltungs-
terminen, Tipps und Tricks 
erhalten möchten, bittet der 
Landesverband, eine E-Mail zu 
schicken an: newsletter@sovd-
hb.de.

Von Vergnügen bis Vorsorge: 
Die SoVD-Mitgliedskarte des 
SoVD Bremen bietet Ermäßi-
gungen bei vielen Koopera-
tionspartnern, auch regional 
in Bremen und Bremerhaven. 
Mehr auf der Internetseite des 
SoVD Bremen, www.sovd-hb.de, 
im Menü „Gemeinschaft“ unter 
„Kooperationen“.

bitte anmelden bei Reinhard 
Röpke, Tel.: 0157 / 55 57 78 12.

Ortsverband Vegesack
25. Januar, 15 Uhr: Mitglie-

derversammlung im Bürger-
haus Vegesack, in Raum F 20, 
Anmeldung nicht erforderlich.

Kreisverband Bremerhaven
Ortsverband  
Ortsverband Leherheide

12. Januar, 15 Uhr: Mitglie-
dertreffen mit Infonachmittag 
in der Lukas- Kirchengemeinde.

Ortsverband  
Bremerhaven-Geestemünde

23. Januar, 14.30 Uhr: Mit-
gliedertreffen mit Infover-
anstaltung im Ernst-Bar-
lach-Haus, Am Holzhafen, 
Anmeldung bei Karin Micha-
elsen, Tel.: 0471 / 55 222 oder 
Rosemarie Mangels unter Tel: 
0471 / 73 545.

Bremerhaven Nord-Süd
9. .Januar, 14.30 Uhr: Mit-

gliedertreffen zum Jahresauf-
takt, Altbürgerhaus Lehe, Neue 

Landstraße 48, 27576 Bremer-
haven.

Ortsverband Gröpelingen
Der Ortsverband sucht noch 

eine*n Schatzmeister*in und 
eine*n 1. Vorsitzende*n! Fra-
gen zu den Ämtern beantwor-
ten gerne Marianne Stelzen-
müller oder Guido Wilharm.

Kreisverband Bremen
Ortsverband Bremen-Süd

Jeden dritten Dienstag im 
Monat, 15 Uhr: Klönschnack 

bei „Starke Bäcker“, Pappel-
straße 89, 28199 Bremen.

Vorschau: 10. Februar, 11.30 
Uhr: Kohlessen satt (Aus-
weichmenü bitte mitteilen), 
im Rotheo, Theodor-Billroth-
Str. 30, 28277 Bremen Katten-
turm, Anfahrt: Straßenbahnli-
nie 4 oder mit der Buslinie 26 
bis Haltestelle Krankenhaus 
Links der Weser, 27,50 Euro 
pro Person.

Anmeldung bis 5. Febru-
ar bei Erhard Flemming, Tel.  
0421 / 80 90 521.

Ein Sturz kann teuer werden
Gesprengte Wasserleitungen, fallende Schneebretter oder ausrutschende Passanten: Mit den er-

sten dicken Flocken beginnt für Hauseigentümer in der Regel auch der Winterdienst vor der eigenen 
Haustür.

Gehwege räumen
Gehwege und Zufahrten müs-

sen geräumt, vereiste Flächen 
gestreut werden. Den Winter-
dienst haben Mieter*innen zu 
übernehmen, sofern das im 
Mietvertrag vereinbart wurde. 
Denn Hauseigentümer*innen 
können den Winterdienst über 
den Mietvertrag oder eine 
Hausordnung an ihre Miet-
parteien übertragen, sind aber 
nicht von der Pflicht entbun-
den. Rutscht eine Person wegen 
missachteter Räumpflicht auf 
einem schneebedeckten oder 
vereisten Weg aus und verletzt 
sich, können Ersatzansprüche 
auf diejenigen zukommen, die-
für die Streuung verantwortlich 
waren. 

Wird Passant*innen ein vor-
schriftsmäßig geräumter Geh-
weg dennoch zum Verhängnis, 
springt bei Verletzungen unter 
anderem die gesetzliche Un-
fallversicherung ein – aber nur 
dann, wenn der so genannte 
„Wegeunfall“ auf dem unmit-
telbaren Weg zur Arbeit oder 
anschließend auf dem direkten 
Heimweg passiert ist. Auch für 
diesen und sonstige Ausrut-
scher mit schmerzhaften Dau-
erfolgen zahlt die private Un-
fallversicherung. Ist die eigene 
Arbeitskraft aufgrund eines 
Sturzes dauerhaft beeinträch-
tigt, ist dies ein Fall für die Be-
rufsunfähigkeitsversicherung. 

Umweltfreundlich streuen
Wer Gehwege eisfrei halten will, 
sollte zu umweltverträglichen 
salzfreien Streumitteln greifen, 
die eine abstumpfende Wir-
kung haben. Beispiele hierfür 
sind Sand, Splitt oder Granulat. 
Diese Stoffe bieten eine gute 
Alternative zum Salz, dessen 
Einsatz in vielen Kommunen 
verboten ist. Als Rutschschutz 

bewährt haben sich Splitt und 
Sand. Sie erhöhen die Reibung 
zwischen Eis und Schuhsohle. 
Ein Ausgleiten wird dadurch 
verhindert.

Dächer überprüfen
Dächer, Wintergärten oder 

Garagen können einstürzen, 
wenn große Mengen Schnee 
auf ihnen lasten. Hält das Dach 
den Schneedruck nicht aus, 
springt keineswegs automa-
tisch die Gebäudeversicherung 
ein. Solche Schäden müssen 
Eigentümer von Häusern durch 
zusätzlichen Versicherungs-
schutz für Elementarschäden 
absichern, die auch für die 
Folgen von Naturkatastrophen 
wie Hochwasser, Erdbeben oder 
Lawinen zahlt. Eine weitere Ge-
fahr besteht durch rutschende 
Schneebretter oder große Eis-
zapfen, die von Hausdächern 
oder Vorsprüngen stürzen. Wird 
dabei ein Mensch verletzt und 
trifft den Verantwortlichen da-
für eine Schuld, kommt dafür 
bei Einfamilienhäusern, die der 
Eigentümer selbst bewohnt, 
dessen private Haftpflichtver-

sicherung auf. Bei vermiete-
ten Gebäuden übernimmt die 
Grundbesitzerhaftpflichtversi-
cherung den Schaden. Haben 
Mieter*innen Streupflicht, greift 
auch deren private Haftpflicht-
versicherung.

Wasserrohre absperren
Wenn Wasser gefriert, dehnt 

es sich aus und kann auf diese 
Weise leicht Rohre sprengen. 
Noch größer wird der Schaden 
allerdings, wenn aufgetautes 
Wasser aus den geplatzten Lei-
tungen in die Wohnung fließt. 
In der Regel übernehmen Haus-
rat- und Wohngebäudeversiche-
rung einen solchen Schaden – 
vorausgesetzt, dieser spezielle 
Versicherungsschutz ist im Ver-
trag enthalten. Versicherte soll-
ten sich aber nicht allein darauf 
verlassen, dass die Gesellschaft 
zahlt. Eine volle oder teilweise 
Übernahme kann der Versiche-
rer auch verweigern, falls die 
Rohre nicht rechtzeitig entleert 
oder abgesperrt wurden oder 
der Wohnraum nicht ausrei-
chend beheizt wurde.    Quelle:

    Verbraucherzentrale Bremen

Verbraucherzentrale Bremen informiert über Pflichten bei Schnee und Eis

Ein Sturz auf ungestreuten Wegen kann böse Folgen haben. Wer für 
den Winterdienst zuständig war, muss im Klagefall zahlen.

Foto: New Africa / Adobe Stock

Unterstützung gesucht
Sie möchten sich ehrenamtlich engagieren und suchen eine 

Aufgabe? Zur Unterstützung seiner Ortsverbände sucht der 
SoVD Bremen Interessierte. Wenn Sie sich angesprochen füh-
len, wenden Sie sich bitte an Ihre zuständige Kreisgeschäfts-
stelle! Über Ihren Anruf freuen sich:
• Kreisverbände Bremen und Bremen-Nord, Tel.: 

0421 / 16 38 490,
• Kreisverband Bremerhaven, Tel.: 0471 / 28 006.
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Liebe Mitglieder, Freunde 
und Freundinnen des SoVD,

es reißt nicht ab. Auch das ver-
gangene Jahr war wieder einmal 
für viele von Ihnen ein schwieri-
ges Jahr. Da ist es oft ganz gut, 
wenn man mit positiven Nach-
richten ins Jahr starten kann. 
Der Hamburger Landesverband 
kann jetzt noch selbstständiger 
arbeiten und ist genauso wie die 
Landesverbände Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein, Nordrhein-
Westfalen und Berlin-Brandenburg ein selbständiger e. V. im Gesamt-
verband. Die Zustimmung zu diesem Schritt war auf dem Bundesver-
bandstag im November überwältigend. Dafür danken wir allen, die im 
Landesverband Hamburg und im Bundesverband daran mitgearbeitet 
haben. Danken möchte ich vor allem den Delegierten, die uns ihr 
Vertrauen geschenkt haben, sodass wir diesen Schritt gehen konnten. 

Wir wachsen stetig und haben im Jahr 2023 mit weit mehr als 3.000 
Eintritten einen neuen Rekordzuwachs verzeichnet. So konnten wir 
unsere Position in Hamburg als bedeutendster und stärkster Sozial-
verband noch weiter ausbauen. Das kommt Ihnen zu Gute, denn unsere 
Leistungen können sich trotz schwieriger Rahmenbedingungen sehen 
lassen: An sechs Standorten bieten wir Sozialrechtsberatung durch 
Fachjurist*innen und weiteren Beratungskräften an. Selbstverständ-
lich beraten wir auch telefonisch und per Video, wenn das gewünscht 
wird. Während der Öffnungszeiten können Sie einfach ohne Termin in 
unseren Beratungsstellen vorbeikommen. Das bieten nur sehr wenige. 

Neu erhältlich sind bei uns auf der Website und als Broschüre un-
sere Wahlprüfsteine, damit Sie sich für die Bezirkswahlen im Juni 
orientieren können. Vertrauen ist ein bedeutendes Gut in der Politik. 
Deswegen müssen bereits zugesagte Leistungen wie die Erhöhung 
des Bürgergeldes und die Einführung der Kindergrundsicherung ein-
gehalten werden. 

Ihnen, unseren Mitgliedern und Leser*innen dieser Zeitung, wün-
schen wir ein friedliches, gutes und erfolgreiches neues Jahr und vor 
allem eine stabile Gesundheit. Selbstverständlich sind wir auch im 
Jahr 2024 wieder gern für Sie da und freuen uns auf Ihren Besuch in 
einer unserer Beratungsstellen.

 Ihr Klaus Wicher, Landesvorsitzender

Klaus Wicher

Ansichten

Von links: Klaus Wicher mit Heike Sudmann (DIE LINKE) und  
Andreas Grutzeck (CDU).

Wichtige Impulse aus Hamburg
Hamburg hat mit diversen Anträgen auf der Bundesverbandstagung am 11. und 12. November 2023 

Flagge gezeigt. Der SoVD Hamburg brachte verschiedene Anträge ein und konnte sich mit seinen 
Forderungen durchsetzen.

Angenommen wurden An-
träge des SoVD Hamburg zu 
verschiedensten Themenberei-
chen: 

Der soziale Wohnungsbau 
soll vermehrt in die Hände 
langfristig sozial orientierter 
Träger gelegt werden. 

Ein Verbot sogenannter In-
dexmieten, welche die Miete 
an die Inflation koppeln, muss 
kommen. 

Ein „Digitalpakt Alter“ soll 
gewährleisten, dass ältere Men-
schen nicht abgehängt, sondern 
über bundes- und landesweite 
Förderung niedrigschwelliger 
Fortbildungs-, Betreuungs- und 
Supportangebote in die Lage 
versetzt werden, mit digitalen 
Endgeräten und Internet sicher 
umzugehen. 

Pflege- und Altenheime, 
Senior*innentreffs und -büros 
müssen flächendeckend mit 
funktionierenden Internetver-
bindungen ausgestattet wer-
den. 

Dies sind nur einige Beispie-
le, die zeigen, dass der Landes-
verband Hamburg sich gesell-
schaftspolitisch engagiert.

Und es ist gelungen, für 
Hamburg die gleichen Voraus-
setzungen zu erreichen, die für 
die schon selbstständigen Lan-

desverbände Niedersachsen, 
Schleswig-Holstein, Nordrhein-
Westfalen und Berlin-Branden-
burg gelten. Damit ist die Mög-
lichkeit eröffnet, dass Hamburg 
seinen erfolgreichen Weg mit 
mehr Eigenständigkeit fortset-
zen kann. 

SoVD-Landesverband auf der Bundesverbandstagung 2023

Hamburgs Landesvorsitzender Klaus Wicher gehörte zu den  
Rednern auf der Bundesverbandstagung.

Foto: Wolfgang Borrs

Im steten Austausch bleiben
Die große Not beim Wohnungsbau, die Veränderungen und neuen Anforderungen an die Menschen 

im Straßenverkehr, Wege aus der Einsamkeit zu mehr Teilhabe – das waren nur drei von mehreren 
Themen, die Klaus Wicher bei seinen Treffen mit Politiker*innen ansprach.

Sabine Ritter und Thomas 
Iwan vom Landesvorstand der 
LINKEN kamen in die Bera-
tungsstelle am Mundsburger 
Damm. Dort legte der SoVD 
Landeschef dar, dass vor allem 
die Grundsicherung im Alter, 

zumindest für die Hamburger 
Seniorinnen und Senioren auf-
gestockt werden muss, eben-
so wie die Grundsicherung für 
Pflegebedürftige. 

„Der regelmäßige Austausch 
mit den politischen Parteien ist 

ein Muss für mich“, so Wicher. 
„Bei diesen Treffen spreche ich 
sehr persönlich mit den politi-
schen Vertreterinnen und Ver-
tretern, denn oftmals lässt sich 
so mehr erreichen. Die Ohren 
sind zumindest offener.“ 

Ebenso angeregt verlief das 
Gespräch mit Heike Sudmann 
(DIE LINKE) und Andreas Grutz-
eck (CDU). Anlässlich des Fest-
aktes „175 Jahre Diakonie“ im 
Hamburger Rathaus nutzte Wi-
cher die Gelegenheit, bei den so-
zialpolitischen Sprecher*innen 
für die Idee des Aufbaus von 
Senior*innenzentren in den 
Quartieren zu werben: „Städti-
sche Beratung und Unterstüt-
zung, Freizeitbeschäftigung, 
ehrenamtliche Angebote, nicht 
Einsamkeit, sondern Zusam-
mensein mit anderen, alles un-
ter einem Dach – das ist unsere 
Idee vom Leben im Quartier in 
Hamburg. Dafür wollen wir die 
Politik gewinnen.“

Gespräche des SoVD Hamburg mit der Politik zu sozialpolitischen Themen

In Hamburg werden offenbar die politischen Ellenbogen aus-
gefahren. Diejenigen, denen Geld aus dem Bundes-Corona-Topf 
versprochen wurde, beharren auf gegebene Zusagen: „So auch die 
Hamburger Industrie, die lautstark darauf pocht, dass sie trotz Mil-
liardeneinsparzwang doch bitteschön die Gelder für ihre Projekte 
bekommt.“ Wicher ist empört über das Vorgehen einzelner Un-
ternehmen: „Hier wird angedeutet, dass die Hamburger Industrie 
existenziell gefährdet ist, wenn nicht ausreichend in den Ausbau 
von Wasserstoff und Energiespeicherung investiert wird. Wirt-
schaftsbetriebe brauchen sicher Investitionsanschübe. Aber sie 
dürfen nicht am staatlichen Subventionstropf hängen, sondern 
müssen aus eigener Kraft Veränderungen abfedern und neue Wege 

Nicht bei Bürgergeld und 
Kindersicherung sparen

Bundeshaushalt muss gerecht verteilt werden

17 Milliarden Euro fehlen im Bundeshaushalt, seit das Urteil 
des Bundesverfassungsgerichts die Haushaltsplanung der Bun-
desregierung über den Haufen geworfen hat. Vertreter*innen ver-
schiedenster Hamburger Branchen forderten postwendend bereits 
versprochene Zahlungen ein. 

Fortsetzung auf Seite 14
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Der SoVD Hamburg bietet 
Rat und Unterstützung in so-
zialrechtlichen Fragen. Neh-
men Sie Kontakt auf, ob unter 
Tel.: 040 / 611 60 70, per E-Mail 
an: info@sovd-hh.de, oder kom-
men Sie vorbei!
• SoVD-Beratungszentrum 

Barmbek in der Landesge-
schäftsstelle
Pestalozzistraße 38, 22305 

Hamburg, Tel.: 040 / 611 60 70, 
Fax: 040 / 611 60 750, Öff-
nungszeiten: Mo–Mi 9–16 Uhr, 

Sozialrechtsberatung

Termine der Kreis- und Ortsverbände

Do 9–18 Uhr und Fr 9–14 Uhr.
• SoVD-Beratungszentrum Har-

burg
Mieterverein, Hölertwiete 2, 

21073 Hamburg, Beratung zum 
Rentenantrag nach Terminver-
einbarung. Öffnungszeit: Di 
9–12 Uhr. 
• SoVD-Beratungszentrum  

Altona
Mieterverein, Neue Große 

Bergstraße 9 (Haspa-Haus), 
22767 Hamburg, Öffnungszei-
ten: Di und Do 9–12 Uhr.

• SoVD-Beratungszentrum  
Eidelstedt
Kulturhaus Eidelstedt, Alte 

Elbgaustraße 12, 22523 Ham-
burg, Öffnungszeit: Mi 9–12 Uhr.
• SoVD-Beratungszentrum Ber-

gedorf
DGB-Gewerkschaftszentrum, 

Serrahnstraße 1, 21029 Ham-
burg, Öffnungszeit: Fr 10–12 
Uhr.

Weitere Infos online auf: www.
sovd-hh.de oder telefonisch un-
ter Tel.:  040 / 611 60 70.

Jedes Jahr erfrieren in Deutschland obdachlose Menschen.
Foto: Juefrateam / Adobe Stock

KV Hamburg-Ost
OV Barmbek

Am 2. Dienstag im Monat, 15 
Uhr: Treff im Bürgerhaus, Lo-
richsstraße 28 A, 22307 Ham-
burg; Karin Schulz, Ortsvorsit-
zende, Tel.: 040 / 98 76 12 53.

 
OV Bergstedt / Sasel / Berne

Am 4. Dienstag im Monat, 
15 Uhr, DRK-Treffpunkt Volks-
dorf, Farmsener Landstraße 
202, 22359 Hamburg; Werner 
Rowoldt, Ortsvorsitzender, Tel.: 
040 / 60 33 525.

OV Bramfeld-Farmsen
9. Januar, 15 Uhr: „Neues aus 

der Pflege- und Sozialversiche-
rung“ mit Brigitte Krebelder, 2. 
Landesvorsitzende, Am Stühm-
Süd 83, 22175 Hamburg; Birgit  
Lange, Tel.: 040 / 64428488, 
E-Mail:sovd-ov-bramfeldfarm-
sen@gmx.de.

OV Langenhorn
Vorschau: 16. Februar, 14 Uhr: 

„Mobil aber sicher im Alter“ mit 
Elke Ewald und Jörg Naused 
von der Polizei Hamburg, Bür-
gerhaus Langenhorn, Tangs-
tedter Landstraße 41, 22415 
Hamburg; Bärbel Zaplata, 
Tel.: 040 / 53 05 49 93, E-Mail: 
b.zaplata@yahoo.de.

OV Volksdorf
Jeden 2. Dienstag im Monat, 

15 Uhr: Treffen im DRK-Treff-
punkt Volksdorf, Farmsener 
Landstr. 202, 22359 Hamburg; 
Karin Nommensen, Ortsvorsit-
zende, Telefon: 040 / 64 03 262.

OV Wandsbek
Am 1. Mittwoch im Monat, 

13 Uhr: Treffen im Restaurant 
Jannis, Walddörferstraße 115, 
22047 Hamburg.

 
OV Winterhude

Vorschau: 12. Februar, 16 Uhr: 
„Mobil aber sicher im Alter“ mit 
Jörg Naused von der Polizei 
Hamburg, Epiphaniengemein-
de, Großheidestraße 44 (Ein-
gang Wiesendamm 125), 22303 

Hamburg; Thomas Bohn, Tel.: 
040 / 61 16 07 38, E-Mail: tho-
mas.bohn@sovd-hh.de.

KV Hamburg-Mitte
OV Billstedt

11. Januar, 15 Uhr: „Gesetz-
liche Regelungen für 2024“, 
LeNa Vierbergen, Legienstraße 
45, 22111 Hamburg; Rüdiger 
Dutschke, Treff-Leitung, Tel.: 
040 / 6471812, E-Mail: rdu@
dutschke.de.

KV Hamburg-West
OV Bahrenfeld

Jeden 3. Donnerstag im Mo-
nat, 15 Uhr: Treff im Nachbar-
schaftstreff Bahrenfelder Drei-
eck, Woyrschweg 21 / 23, 22761 
Hamburg; Marianne Neumann, 
Ortsvorsitzende, Tel.: 040 /  
43 29 02 24.

OV Eimsbüttel
Vorschau: 7. Februar, 15.30 

Uhr: „Mobil aber sicher im Al-
ter“ mit Jörg Naused von der 
Polizei Hamburg, Gaststätte 
am Sportplatzring, Sportplatz-
ring 47, 22527 Hamburg; Tho-
mas Bohn, Treff-Leitung, Tel.: 
040 / 61 16 07 38, E-Mail: tho-
mas.bohn@sovd-hh.de.

OV Iserbrook-Finkenwerder
12. Januar, 15 Uhr: „Neues 

vom Hamburger Verkehrsver-
band“ mit Michael Krieger und 
HVV-Quiz 2024, Taverne Zorbas, 
Heidrehmen 23, 22589 Ham-
burg.

OV Lurup
Jeden 4. Dienstag im Monat, 

17.30 Uhr: Treff im Stadtteilfo-
rum Lurup (Lounge, Hauptraum), 
Flurstraße 15, 22547 Hamburg.

OV Niendorf / Schnelsen
Jeden 2. Donnerstag im Mo-

nat, 16.30 Uhr: AWO-Aktivtreff 
Niendorf, Tibarg 1 b, 22459 
Hamburg; Michael Burkard, Tel.: 
040 / 55 53 821.

OV Ottensen
24. Januar, 15 Uhr: „Sicherheit 

im Alter“ mit Jörg Naused, Poli-
zei Hamburg, DRK-Freizeittreff 
„Haus Ottensen“, Holstenring 6, 
22763 Hamburg; Thomas Bohn, 
Tel.: 040 / 61 16 07 38, E-Mail: 
thomas.bohn@sovd-hh.de.

OV Osdorf
Jeden 3. Freitag im Monat, 16 

Uhr: Treff im AWO-Seniorentreff 
Osdorf im Bürgerhaus Bornhei-
de (orange Haus), Bornheide 
76 e, 22549 Hamburg.

 
KV Hamburg-Süd
OV Lohbrügge

Vorschau: 3. Februar, 13 Uhr, 
Grünkohlessen mit Mitgliedern 
und Gästen, Restaurant Hols-
tenhof, Lohbrügger Landstraße 
38, 21031 Hamburg; Heinz Rei-
mer, Tel.: 040 / 73 02 414.

OV Harburg
10. Januar, 16 Uhr: Bingo.
28. Januar, 11 Uhr: Neujahrs-

fest (Anmeldung erforderlich),  
Landhaus Jägerhof, Ehestorfer 
Heuweg 12-14, 21149 Ham-
burg; E-Mail: Petra Henze,  
petra.henze@sovd-hh.de.

OV Vierlande
25. Januar, 18 Uhr: „Gesetz-

liche Regelungen für 2024“, 
Gaststätte „Zum alten Bahnhof“, 
Odemanns Heck 5, 21039 Ham-
burg; Rüdiger Dutschke, Treff-
Leitung, Tel.: 040 / 64 71 812, 
E-Mail: rdu@dutschke.de.

OV Vier- und Marschlande
Jeden 2. Mittwoch in den ge-

raden Monaten, 16 Uhr: Treff,  
Gaststätte „Zum Alten Bahn-
hof“, Odemanns Heck 5, 21039 
Hamburg; Christoph Mühlen-
feld, Ortsvorsitzender, Tel.: 040 /  
72 31 154.

Die aktuellen Programme 
der Treffs und Ortsverbände 
sowie alle Informationen zu 
Ansprechpartner*innen, Öff-
nungszeiten und Adressen fin-
den Sie im Internet unter www.
sovd-hh.de/wir-ueber-uns/
kreis-ortsverbaende.  

Nicht bei Bürgergeld und 
Kindersicherung sparen

Bundeshaushalt muss gerecht verteilt werden

Immer mehr Menschen leben in Hamburg auf der Straße. „Wir 
gehen schon lange davon aus, dass deutlich mehr als die offiziell 
gezählten 2.000 obdachlosen Menschen in der Stadt unterwegs 
sind. Ich denke, es sind doppelt so viele“, vermutet Landeschef 
Klaus Wicher. Das Überleben auf der Straße ist jeden Tag wieder 
eine Herausforderung, doch bei Schnee und eisigen Temperatu-
ren brauchen Betroffene die Möglichkeit, tagsüber für ein paar 
Stunden unterzukommen und sich aufzuwärmen. Das Thema ist 
nicht neu, immer wieder sterben Menschen in den Wintermona-
ten auf der Straße den Kältetod. „Die Versorgung ist seit langem 
notdürftig. 500 Tagesaufenthaltsplätze waren in den vergangenen 
Jahren für rund 2.000 Obdachlose eingeplant – das war noch nie 
besonders üppig“, stellt Wicher fest.

Doch jetzt werde die Lage zunehmend brisanter: „Immer mehr 
Hamburger*innen erleben hautnah, dass Obdachlosigkeit zu-
nimmt. Nicht nur rund um den Hauptbahnhof, überall in der Stadt 
sind Menschen mit den unterschiedlichsten Notlagen auf offener 
Straße unterwegs. „Auch die ärztliche Versorgung muss gewähr-
leistet sein“, fordert Wicher. „Diese Menschen haben, genau wie 
alle anderen, das Recht auf Gesundheit und ein wenig Mensch-
lichkeit.“

Tagesaufenthalte sollten möglichst im Umfeld eingerichtet wer-
den. Wicher sieht pragmatische Lösungswege: „In der Hamburger 
Innenstadt gibt es gerade viel Leerstand, dies wird sich auch nicht 
so schnell ändern. Dort gäbe es bestimmt Möglichkeiten, den Win-
ter über Tagesaufenthalte einzurichten.“ Insgesamt sollte die Stadt 
auf sich abzeichnende Notstände schneller und pragmatischer re-
agieren. Begleitend dazu müsse außerdem für mehr Beratung und 
Angebote durch Sozialarbeiter*innen gesorgt werden.

Vor Kältetod schützen
Mehr Tagesaufenthaltsplätze für Obdachlose

Die Temperaturen sind Ende des Jahres extrem ins Minus ge-
rutscht. Für Menschen, die auf der Straße leben, ist der Kälteein-
bruch lebensbedrohlich. Steigende Obdachlosigkeit ist in Hamburg 
ein großes Problem. Der SoVD Hamburg fordert deshalb mehr Ta-
gesaufenthaltsplätze.

gehen können. Das ist Menschen, die am unteren Rand der Gesell-
schaft leben, nicht möglich. Sie sind existenziell von staatlichen 
Leistungen abhängig.“ Insofern dürfe beim Sparen der Rotstift auf 
keinen Fall vornehmlich im Bereich Soziales angesetzt werden.

Die Parteien in der Stadt sollten dahingehende Einsparungs-
vorschläge gut abwägen: „Es ist ja so einfach, bei den sozialen 
Leistungen zu sparen. Wer behauptet, dass es erstrebenswert ist, 
von Bürgergeld zu leben, irrt gewaltig. Menschen, die davon leben, 
sind darauf angewiesen. Auch eine eigene Kindergrundsicherung 
hat ihre Daseinsberechtigung und muss endlich kommen. Sie wäre 
nicht ein Fass ohne Boden, sondern eine echte Investition in die 
Zukunft. Denn mit ihr haben junge Menschen, die finanziell nicht 
gut aufgestellt sind, bessere Voraussetzungen für Bildung, Teil-
habe und die Chance, ein Leben zu führen, das nicht von Armut 
geprägt ist.“

Fortsetzung von Seite 13
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Bei Beamt*innen differenzieren
In dieser Rubrik veröffentlichen wir auszugsweise Zuschriften, die sich auf Artikel in der SoVD-Zei-

tung beziehen. Es handelt sich um Meinungsäußerungen, die nicht unbedingt SoVD-Positionen wider-
spiegeln. Ein Recht auf Veröffentlichung besteht nicht. Bitte richten Sie Ihre Post an: SoVD, Redaktion  
& digitale Medien, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin, oder per E-Mail an: redaktion@sovd.de.

Zu einem Leserbrief in der 
Dezember-Ausgabe zum The-
ma Inflationsausgleich schreibt 
SoVD-Mitglied Angelika Berg-
mann aus Itzstedt: 

Ich kann gut verstehen, dass 
Rentner neidisch auf Pensionäre 
gucken. Aber auch hier muss man 
unterscheiden. Den Inflations-
ausgleich erhalten lediglich die 
Bundesbeamten. Die Landesbe-
amten haben nichts dergleichen 
bekommen. Im Gegensatz zu den 
Rentnern, die im Juli eine Ren-
tenanpassung erhalten haben, 
wurde den Landespensionären 
keinerlei Erhöhung zugestanden.

Mitglied Klaus-Dieter Braun 
aus Ilsede merkt dazu an: 

Wenn Herr Bernward Pungert 
schreiben darf, dass Beamte und 
Pensionäre schon einen einma-
ligen Inflationsausgleich über 
mehrere hundert Euro erhalten 
haben, so muss dieses an mir 
als niedersächsischem Pensio-
när vorbeigegangen sein. Richtig 
ist, dass die niedersächsischen 
Beamten und auch Pensionäre 
keinerlei Zuwendungen erhalten 
haben.

Es ist immer leicht, Beamte zu 
vereinheitlichen und das Bild der 

Bundesbeamten zu schildern. Für 
mich sind diese Wiederholungen, 
die ich auch privat erlebe, nur är-
gerlich.

Zum Artikel „Inklusion bringt 
weiter“ (Seite 9, Dezember-Aus-
gabe) äußert sich Matilde Kruse 
aus Haselünne: 

Ich bin selber als behinderter 
Mensch in einer Behinderten-
werkstatt und es wird einfach 
vergessen, dass wir für einen 

Hungerlohn arbeiten müssen. Wir 
arbeiten für eine Vollzeitstelle für 
weniger als 1 Euro in der Stun-
de. Das ist definitiv nicht gerecht. 
Es werden überall die Löhne 
erhöht, aber an uns denkt keine 
Regierung. Da fühle ich mich als 
Mensch 3. Klasse. [...] Wir werden 
immer auf andere (Bürgergeld, 
Sozialhilfe oder Ehepartner) an-
gewiesen sein. Wir werden durch 
unseren Lohn nie selbstständig 
leben können. 

Briefe an die Redaktion

Nicht alle Beamt*innen erhalten nach derzeitigem Stand einen 
Inflationsausgleich, schreiben SoVD-Mitglieder. 

Foto: Angelov / Adobe Stock

Prof. Dr. Andreas Schulte von der Informationsstelle für Karies-
prophylaxe (IfK) gibt Angehörigen Tipps, wie sich Konflikte bei der 
Mundpflege vermeiden oder entschärfen lassen. Ein Patentrezept, 
das für alle Menschen mit Hilfsbedarf beim Zähneputzen glei-
chermaßen funktioniert, gibt es 
allerdings nicht. 

Das fängt schon bei der Frage 
an, ob die Handzahnbürste oder 
das elektrische Modell besser 
geeignet ist. Elektrische Zahn-
bürsten könnten Zahnbelag 
zwar etwas besser entfernen 
als die Handzahnbürste. Doch 
einige Menschen mit einer geis-
tigen Behinderung etwa lehnen 
die Vibration und die Geräusche 
des Gerätes im Mund ab. Dann 
könne eine Handzahnbürste die 
bessere Wahl sein, rät auch And-
reas Schulte. Das gelte übrigens 
auch dann, wenn das Gegenüber 
beim Zähneputzen dazu neigt, 
auf die Bürste zu beißen. 

In vielen Fällen lassen sich in-
dividuelle Lösungen finden. Ein 
Beispiel: Wenn die Mundpflege durch Angehörige generell nicht 
gut funktioniert, kann es sinnvoll sein, drei- bis viermal im Jahr 
eine professionelle Zahnreinigung in der Zahnarztpraxis machen 
zu lassen. Die Krankenkassen zahlen dafür allerdings nicht.

Was eine andere Strategie sein kann, sollte das Gegenüber nicht 
mitmachen: morgens nur die Zähne des Oberkiefers putzen, abends 
die des Unterkiefers. „Ich habe oft von Betreuungspersonen gehört, 
dass allein dadurch die unterstützende Mundpflege wesentlich 
stressfreier und unkomplizierter abläuft“, so Schulte.         str / dpa

Unterstützung bei
der Mundhygiene

Auf das Gegenüber eingehen und Lösungen finden

Wer eine hilfsbedürftige Person – etwa pflegebedürftige Ange-
hörige oder einen Menschen mit Behinderung – bei der Zahnpflege 
unterstützt, erlebt oft Konflikte. Doch es gibt einige Tipps zum 
Umgang mit solchen herausfordernden Situationen. 

Im Mundraum ist sensibles 
Vorgehen gefragt. 

Foto: Seventyfour / Adobe Stock
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Bei Regen helfen sie uns dabei, dass wir nicht nass werden. Aber so viele Regenschirme auf einem 
Haufen, das ist doch wohl etwas übertrieben. Es scheint fast unmöglich, sie zu zählen – oder gelingt 
es dir? Die richtige Anzahl an Schirmen ist jedenfalls die von uns gesuchte Lösung.

Rolands RätseleckeTipp für Kinder

Regenschirme im ÜberflussMatti, Oma Rose 
und die Dingse

Mattis Oma wohnt weit weg. Aber gleich nebenan wohnt die 
freundliche Frau Rose, die viel Zeit für ihn hat. Dann spielen sie 
zusammen, legen Puzzle, lesen oder backen Zimtwaffeln. Doch in 
letzter Zeit verhält sich Oma Rose merkwürdig. Sie vergisst Din-
ge, findet Sachen nicht wieder und ihr fallen manche Wörter nicht 
mehr ein. An einem Tag vergisst die alte Dame sogar, den Herd aus-

zuschalten. Alle machen sich 
große Sorgen. Als Oma Rose 
in ein neues Zuhause zieht, 
ist Matti zunächst sehr traurig. 
Doch gleich am Wochenen-
de besucht er sie gemeinsam 
mit seiner Mama und seiner 
Schwester.

Brigitte Endres und Marc-
Alexander Schulze: Matti, Oma 
Rose und die Dingse. Ein Bilder-
buch über Demenz, aracari, 32 
Seiten, ab 5 Jahren, ISBN 978-
3-907114-20-9, 14 Euro. 

Möchtest du das vorgestellte Buch gewinnen? Dann löse das 
nebenstehende Rätsel und schicke die Lösung mit dem Betreff 
„Oma Rose“ per E-Mail an: verlosung@sovd.de oder aber per Post 
an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Einsen-
deschluss ist der 15. Januar.

Werbeverbot für Alkohol
Alkohol ist nicht nur ungesund, sondern auch gefährlich. Denn wer regelmäßig Bier, Wein, Sekt 

oder Schnaps trinkt, kann davon abhängig werden. Trotz dieser großen Gefahren gibt es an vielen 
Orten Werbung für alkoholische Getränke. Diese Reklame könnte Kinder und Jugendliche dazu 
verführen, Alkohol auszuprobieren. Genau diese Sorge teilen laut der Umfrage einer Krankenkasse 
viele Menschen in Deutschland und fordern ein Werbeverbot für Alkohol.

Bei dem Begriff Drogen den-
ken viele Erwachsene zunächst 
an verbotene Rauschgifte wie 
etwa Kokain oder Heroin. Diese 
sind, wie ihr Name schon sagt, 
Gift für den menschlichen Kör-
per. Sie sind deshalb besonders 
gefährlich, weil man schon nach 
kurzer Zeit abhängig von diesen 
Drogen werden kann. Das be-
deutet, dass man immer wieder 
davon nimmt, weil man es ohne 
diese Mittel nicht aushält. An so 
einer Sucht sterben jedes Jahr 
viele Menschen. Deshalb ist 
der Verkauf von Rauschgift bei 
uns streng verboten. Wer damit 
handelt, kann ins Gefängnis 
kommen.

Zu den Drogen gehören aber 
zum Beispiel auch Tabak, der 
für Zigaretten benutzt wird, 
oder eben Alkohol. Allerdings 
darf man diese erst ab einem 
bestimmten Alter kaufen. Das 
regelt ein sogenanntes Jugend-
schutzgesetz. Dieses Gesetz 
gibt es, weil Alkohol für Kinder 
besonders schädlich ist: Schon 
kleine Mengen greifen das Ge-
hirn an und können dazu führen, 
dass man bewusstlos wird.

Eltern, Verwandte, Bekannte 
– im Alltag erleben Kinder und 
Jugendliche viele Erwachsene, 
die Alkohol trinken oder Ziga-
retten rauchen. Darüber hinaus 
gibt es Werbung auf Plakaten 
oder im Fernsehen. Viele Men-
schen befürchten, dass gerade 
Kinder dadurch in Versuchung 
geraten könnten, Drogen aus-
zuprobieren. Sollte man diese 
Reklame daher verbieten?

Bei einer Umfrage der Kran-
kenkasse DAK-Gesundheit sah 
eine Mehrheit die Werbung für 
Alkohol kritisch. Die Befragten 
wünschen sich ein Umdenken. 
Helfen könnte es zum Beispiel, 
wenn Kinder und Jugendliche 
so früh wie möglich etwas über 
die Gefahr einer Sucht lernen. 
Auf diese Weise fangen sie im 
besten Fall erst gar nicht mit 
dem Rauchen oder Trinken an.

Alkohol ist eine Droge und für viele Erkrankungen verantwortlich. 
Trotzdem gehört er für viele Erwachsene zu ihrem Alltag.

Foto: MoiraM / Adobe Stock

Grafiken: W&S Stock, kharlamova_lv / Adobe Stock; Montage: SoVD

Voll durchgeblickt

Hier musst du ganz genau hinschauen: Insgesamt zehn Dinge 
sind auf dem unteren Bild anders. Kannst du die Fehler finden? 
Die Lösung zeigen wir dir wie immer auf Seite 18.

Fröhliche Fehlersuche

Fehler rund ums Schloss

Grafik: nataljacernecka / Adobe Stock
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Clara und die Poesie 
des Lebens

Claras Leben verläuft jeden Tag in denselben Bahnen. Als Friseu-
rin in einem kleinen Salon irgendwo in Frankreich hört sie sich 
geduldig die Geschichten ihrer Kundinnen und ihrer chronisch un-
zufriedenen Chefin an. Zu Hause 
verbringt sie geruhsame Abende 
auf der Couch mit ihrem Freund 
und ihrer Katze, die sich partout 
nicht streicheln lassen will. 

Doch dann vergisst eines Tages 
ein Fremder, dem sie die Haare ge-
schnitten hat, sein Buch im Salon: 
Marcel Proust. Clara, die eigentlich 
überhaupt nichts mit Literatur am 
Hut hat, beginnt zu blättern. Sie 
liest das Buch bis zur letzten Seite. 
Und sie merkt, dass dieser Proust, 
dass diese Geschichte etwas in ihr 
auslöst. Clara wird klar, dass nach 
dieser Lektüre in ihrem Leben 
nichts mehr so sein wird wie vorher. 

Stéphane Carlier: Clara und die Poesie des Lebens. C. Bertelsmann, 
208 Seiten, ISBN: 978-3-570-10542-9, 22 Euro. 

Möchten Sie ein Exemplar des Buches gewinnen? Dann schreiben 
Sie entweder mit dem Betreff „Carla“ per E-Mail an: verlosung@
sovd.de oder aber per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 
63, 10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Januar.

Buchtipp

Bei „Klein gegen Groß“ mit Kai Pflaume (Mi.) tritt die 12-jährige 
Mathilda gegen den erfolgreichen Kunstturner Lukas Dauser an. 

Respekt vor diesen Leistungen
Am ersten Samstag im neuen Jahr fordern bei der Unterhaltungsshow „Klein gegen Groß“ zehn 

Kinder Erwachsene zum Duell heraus. Zu den Prominenten, die dabei gegen den Nachwuchs antreten, 
gehören unter anderem Katja Riemann, Christoph Maria Herbst, Rolando Villazón und Oliver Welke.

„Klein gegen Groß – auf los 
geht’s los!“ Nach diesen Worten 
des Moderators Kai Plaume zei-
gen Kinder zwischen fünf und 
14 Jahren, welches besondere 
Talent sie haben. Dabei ist es 
egal, ob dieses nun im Bereich 
Sport oder Wissen liegt. Wer 
meint, die erwachsenen Profis 
wären den „Kleinen“ dabei doch 
bestimmt überlegen, sieht sich 
oftmals eines Besseren belehrt. 
Und eben das macht den Reiz 
dieser Fernsehshow aus.

„Klein gegen Groß – das un-
glaubliche Duell“ zeigt das Erste 
am 6. Januar um 20.15 Uhr.

Bei „Klein gegen Groß“ im Ersten zeigen Kinder, was in ihnen steckt

Foto: Thorsten Jander / NDR

Mit Glitzer für den guten Zweck
Neben ihren Filmerfolgen („Und Jimmy ging zum Regenbogen“) stand sie als Marlene Dietrich mehr 

als 600 Mal auf der Bühne. Darüber hinaus aber liegt ihr der Einsatz für die AIDS-Hilfe besonders am 
Herzen. Am 4. Januar feiert die Schauspielerin und Chansonsängerin Judy Winter ihren 80. Geburtstag.

Geboren wurde sie als Beate 
Marie Richard in Oberschlesien. 
Schon als Jugendliche erhielt 
sie ihr erstes Theaterengage-
ment. Als Fan von Judy Garland 
entschied sie sich schon bald für 
den Künstlernamen Judy Winter. 

Auf der von ihr mitbegründe-
ten Gala „Künstler gegen AIDS“ 
äußerte sich die Diva Ende 
letzten Jahres auch über ihre 
Zuckerkrankheit. Man habe ihr 
schon als Kind wenig Hoffnung 
auf ein langes Leben gemacht. 
Doch ihr positives Denken, so 
Judy Winter, habe diese Progno-
sen letztlich Lügen gestraft.

Schauspielerin Judy Winter engagiert sich für Menschen mit HIV und AIDS

Gemeinsam gegen AIDS: Judy Winter mit Berlins Regierendem Bür-
germeister Kai Wegner (re.) und dessen Vorgänger Klaus Wowereit.

Foto: Photopress Müller / IMAGO

„Die Faust Gottes“: George Foreman steckte eines Großteil seiner 
Einnahmen als Boxer in ein von ihm gegründetes Waisenhaus.

Zwei Fäuste für ein Halleluja
Nach seiner Niederlage gegen Muhammad Ali widmete er sein Leben dem christlichen Glauben. 

Um Geld für sein Waisenhaus zu beschaffen, stieg er zwanzig Jahre später noch einmal in den Ring 
– und wurde erneut Weltmeister. Am 10. Januar wird Boxlegende George Foreman 75 Jahre alt.

Mit einem Abstand von zwei 
Jahrzehnten noch einmal Welt-
meister im Schwergewicht zu 
werden – das gelang keinem 
anderen Boxer. Dabei machte 
George Foreman auch persön-
lich eine Wandlung durch. Aus 
dem arroganten Kämpfer mit 
Bart wurde ein humorvoller 
Glatzkopf. 

Seine Beliebtheit nutzte der 
Afroamerikaner auch unter-
nehmerisch. Mit seinem Namen 
warb er für elektrische Grills, 
von denen bis heute weltweit 
über 100 Millionen Stück ver-
kauft wurden.

Boxweltmeister George Foreman wurde Pfarrer und gründete ein Waisenhaus

Foto: Newscom / Servicio Universal Noticias / IMAGO

Denksport

Bei dieser kleinen Denksportaufgabe dürfen Sie „Brückenwörter“ 
finden. Damit sind Wörter gemeint, die jeweils am Ende des ersten 
und am Anfang des zweiten hier abgebildeten Begriffes stehen 
können. Hier ein Beispiel: „Maul – Taschen – Tuch“ (Maultaschen, 
Taschentuch). 

Die Auflösung finden Sie wie immer auf Seite 18.

Brückenwörter gesucht

Foto: Fahad / Adobe Stock

1. Bild ...   ... Ständer

2. Pferde ...   ... Baum

3. Wein ...   ... Tür

4. Löwen ...   ... Fleisch

5. Trink ...   ... Hahn

6. Blumen ...   ... Pflanze
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Variante: LEICHT

Variante: MITTEL

Auflösung des 
Vormonats

Auflösung des 
Vormonats

Die beiden  
Diagramme sind 
mit den Zahlen 1 
bis 9 aufzufüllen.

Dabei darf jede 
Zahl in jeder Zeile 
und jeder Spalte 
und in jedem 3x3-
Feld nur einmal 
vorkommen.

202

1 8 9 6
1 4 7 2

8 1
9 8 1 5

7 6 5 1 8
6 2 3 1

5 6
2 9 8 7

8 9 7 3

5 8 6
2 6 8 1
4 3 9 8

5 3
7 2 1

8 7
7 1 5 6
5 7 4 9

1 5 7

3 9 2 1 8 4 7 5 6
8 6 7 3 5 2 9 4 1
4 5 1 9 7 6 8 3 2
1 3 9 6 2 7 4 8 5
6 7 4 8 3 5 2 1 9
5 2 8 4 1 9 6 7 3
7 4 5 2 9 3 1 6 8
2 1 6 5 4 8 3 9 7
9 8 3 7 6 1 5 2 4

8 4 3 2 7 1 5 6 9
9 2 7 3 5 6 4 1 8
6 1 5 4 9 8 2 3 7
1 7 6 5 3 9 8 2 4
5 3 9 8 4 2 1 7 6
2 8 4 6 1 7 3 9 5
7 9 8 1 2 4 6 5 3
4 5 2 7 6 3 9 8 1
3 6 1 9 8 5 7 4 2

Möchten Sie einen weiteren (hier nicht abgebildeten) Buchpreis 
gewinnen? Dann notieren Sie die eingekreisten Zahlen von oben 
nach unten und schicken Sie diese per E-Mail an: sudoku@sovd.de 
oder per Post an: SoVD, Redaktion, „Sudoku“, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Januar.

Buchtipp

Sarggeschichten
Wir alle verlieren im Laufe unseres Lebens nahe Menschen an den 

Tod. Doch kann man sich auf Verlust und Sterben vorbereiten? Sarah 
Benz und Katrin Trommler sagen: Ja, man kann! Mit zahlreichen Ab-
bildungen, wichtigen Informationen und klaren Handlungsanwei-
sungen zeigen die Autorinnen in ihrem Buch auf einfühlsame Wei-

se, was alles möglich ist, wenn 
ein Mensch stirbt und bestattet 
wird.

Die beiden Frauen stellen 
sich allen wichtigen Fragen 
rund um die Themen Sterben 
und Abschiednehmen: Wie ver-
sorgt man einen verstorbenen 
Menschen? Darf ich einen To-
ten zu Hause aufbahren? Was 
kann ich sagen, wenn jemand 
gestorben ist? Was brauchen 
trauernde Kinder? Was kostet 
eine Bestattung? Auf diese und 
viele weitere Fragen gibt das 
Buch eine Antwort.

Sarah Benz, Katrin Trommler: Sarggeschichten. Warum selbstbe-
stimmtes Abschiednehmen so wichtig ist. Mosaik Verlag, 320 Seiten, 
ISBN: 978-3-442-39403-6, 22 Euro.

Möchten Sie dieses Buch gewinnen? Dann schreiben Sie mit dem 
Betreff „Sarggeschichten“ entweder per E-Mail an: verlosung@
sovd.de oder per Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 
10179 Berlin. Einsendeschluss ist der 15. Januar.

Eine Stadt unter einem Dach
Gibt's doch gar nicht, oder?

Der Ort Whittier in der Nähe 
des Prinz-William-Sunds diente 
früher als Militärstützpunkt. Mit 
dem Umbau einer Kaserne ent-
stand in den 1970er-Jahren ein 
großes Apartmenthaus. Seither 
nennt nahezu die komplette 
Einwohnerschaft von Whittier 
die „Begich Towers“ ihr Zuhause. 
Neben Kirche, Supermarkt und 
Post befindet sich dort auch die 
Stadtverwaltung.

Exklusiv ist der Ort auch in 
anderer Hinsicht. Denn die von 
Bergen umgebene Stadt ist nur 
durch einen einspurigen Tunnel 
erreichbar. Und dieser wechselt 
im Winter alle 30 Minuten die 
Fahrtrichtung.

Nahezu keine Rolle dürfte bei Unterhaltungen in Whittier diese 
Frage spielen: „Gehen wir zu dir oder zu mir?“

Verhaftung der letzten Hexe
Zeitmaschine

Bereits als Siebenjährige soll 
sie Kontakt zu Geistern gehabt 
haben. Ihre Mutter riet dem 
Mädchen damals, dies besser 
geheimzuhalten. Doch für die 
erwachsene Helen Duncan 
schien der direkte Draht zum 
Jenseits eine gute Einnahme-
quelle. Gutgläubige Spiritisten 
kamen immer wieder zu der 
Frau, die unter ihrem Spitzna-
men „Höllische Nell“ („Hellish 
Nell“) zu einer lokalen Be-
rühmtheit wurde. Selbst Berich-
te, wonach ihr „Ektoplasma“ aus 
Eiweiß und Klopapier bestand, 
änderten nichts an Duncans 
Beliebtheit. Doch dann kam der 
Zweite Weltkrieg.

In einer Séance beschwor 
Duncan 1941 den Geist eines 
Matrosen, dessen Schiff durch 
ein deutsches U-Boot versenkt 
worden war. Doch von dieser 
Verschlussache durfte niemand 
etwas wissen. Als die Schottin, 
deren Söhne bei der Marine 
waren, weitere Details aus-
plauderte, wurde der Geheim-
dienst nervös. Indiskretion war 
das Letzte, was man im Vorfeld 
der Landung in der Normandie 
brauchte. Das Medium wurde 
inhaftiert und kam erst lange 
nach dem „D-Day“ wieder frei. 
Scheinbar unbeirrt nahm Helen 
Duncan ihre Arbeit als Geister-
beschwörerin wieder auf.

Helen Duncan (1897–1956): 
Medium oder Scharlatanin?

Allein mit ihrer Arbeit in einer Fabrik schien es Helen Duncan nicht möglich, sich und ihre Familie 
durchzubringen. Gegen Bezahlung beschwor das vermeintliche Medium daher die Geister von Ver-
storbenen. Am 19. Januar vor 80 Jahren wurde die Schottin verhaftet. Die Anklage stützte sich auf ein 
Hexerei-Gesetz von 1735 und machte die sechsfache Mutter zu „Europas letzter Hexe“.

Foto: Barbara Ann Spengler / Wikipedia Commons

Am Golf von Alaska, etwa 50 Kilometer von Anchorage entfernt, liegt der Ort Whittier. Die dort 
lebenden rund 300 Menschen verhalfen ihrer Stadt zu einer gewissen Berühmtheit. Denn fast alle 
von ihnen wohnen in demselben Haus. Warum das so ist? Ganz einfach: Es gibt in dem Küstenort 
nur diesen einen 14-stöckigen Wohnkomplex, der auch sonst alles Lebensnotwendige beherbergt. 

Des Rätsels Lösung
Ritter ohne Furcht und Tadel 
(Ausgabe Dezember, Seite 16)

Das gesuchte Lösungswort 
lautete „Ritter“.

Brückenwörter gesucht
(Denksport, Seite 17)

Diese Wörter können sowohl 
am Ende als auch am Anfang 
der genannten Begriffe stehen:

1. Schirm,
2. Apfel,

3. Glas,
4. Zahn,
5. Wasser,
6. Topf.

Fehler rund 
ums Schloss 
(Fehlersuche,
 Seite 16)

Die Unter-
schiede sind 
rechts markiert.
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Person
bei der
Trauung
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† 2006
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Das Lösungswort zum Gewinnen eines weiteren, hier nicht abgebildeten Buchpreises bitte bis zum 15. Januar einsenden an: 

SoVD, Redaktion, Stichwort: „Kreuzworträtsel“, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin oder per E-Mail an: kreuzwortraetsel@sovd.de. 
Bitte vergessen Sie nicht, Ihre Adresse anzugeben!
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Mit spitzer Feder Buchtipp

Großeltern
Großeltern sind oftmals das Glück einer Familie: Sie sind Fels 

in der Brandung und Feuerwehr im Alltag. Doch Großeltern gelten 
nicht allein als Synonym für Geborgenheit und Fürsorge. In ihnen 
stecken in gleicher Weise beson-
dere Persönlichkeiten mit Rei-
bungsfläche und eigenem Kopf. 
Was sich zwischen Alt und Jung so 
alles ereignen kann, erzählen die 
Geschichten von Bernhard Schlink, 
Amélie Nothomb, Joachim Mey-
erhoff und Ingrid Noll sowie die 
bisher nicht in Buchform erschie-
nenen Beiträge von Friedrich Dön-
hoff, Christian Schünemann, Fatou 
Diome und Moritz Heger.

Großeltern. Geschichten über 
ganz besondere Menschen. Dioge-
nes, 256 Seiten, ISBN: 978-3-257-
24722-0, 14 Euro.  

Möchten Sie ein Exemplar des vorgestellten Buches gewinnen? 
Dann schreiben Sie mit dem Betreff „Großeltern“ per E-Mail an: 
verlosung@sovd.de oder aber mit dem gleichen Stichwort per 
Post an: SoVD, Redaktion, Stralauer Straße 63, 10179 Berlin. Ein-
sendeschluss ist der 15. Januar.
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Wechseln Sie zum E-Paper!
Der kürzeste Weg zur Anmeldung geht über das Smart-
phone. Einfach den QR-Code-Scanner öffnen und über 
den Code halten. Es erscheint ein Link, den Sie antippen 
können. Wenn auf Ihrem Gerät kein Scanner installiert 
ist, finden Sie einen im AppStore oder bei Google Play.

Foto: Farknot Architect / Adobe Stock

Name

E-Mail

Mitgliedsnummer

Ich möchte in Zukunft die SoVD-Zeitung digital als E-Paper erhalten.

Vorname

Telefon

Unterschrift

Gerne können Sie sich auch direkt über die Website ummelden: www.sovd.de/e-paper 

✂Sie können sich auch per Post anmelden. 
Schicken Sie das ausgefüllte Formular an: 
Sozialverband Deutschland
Abteilung Redaktion
Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

+  schneller bei  
Ihnen als im Postversand

+  enthält alle Landesbeilagen 
sowie zusätzliche Links und 
Videos in den Artikeln

+ für Tablets und Smartphones

+ schont die Umwelt

Gleich QR-Code  
scannen und  
anmelden!

SoVD-Zeitung
digital
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